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Zusammenfassung 

 

Die Schweiz hat seit jeher von der Zuwanderung ausländischer Arbeitskräfte 

profitiert. Die individuelle Wertschöpfung durch einen Einwanderer fördert das 

Wirtschaftswachstum und kommt der einheimischen Bevölkerung zugute, sofern 

es nicht zu Lohndumping kommt und der Wohnbevölkerung keine Arbeitsplätze 

„weggenommen“ werden. Dies war in der Schweiz seit den glorreichen dreißig 

Jahren keineswegs der Fall. Ausländische Arbeitskräfte haben einen höheren 

Wert geschaffen als ihr Nettolohn, sie haben Steuern und Sozialabgaben gezahlt, 

in der Schweiz konsumiert und investiert. Ihre hohe Motivation und zunehmende 

Qualifikation haben die Entwicklung des Landes effektiv mitgetragen.  

1. Die Einwanderung hat das Wachstum gefördert und ist allen, 

Schweizern und Einwanderern, zugutegekommen. So haben die 

Schweizer Arbeitnehmer – oder die seit langem im Land lebenden 

Einwanderer – nicht nur ihr Einkommen gesteigert, sondern sind 

aufgrund ihres Dienstalters, das ihnen Zugang zu den interessantesten 

Stellen verschafft, in gewisser Weise durch die Einwanderung 

privilegiert. Sie tendieren dazu, näher am oder über dem Medianlohn 

zu liegen, der stetig gestiegen ist. 

2. Die höhere Zahl (in %) der Einwanderer, die wirtschaftliche 

Unterstützung erhalten, lässt sich nicht durch Missbrauch erklären, 

sondern durch die häufigere Gefährdung durch Arbeitslosigkeit in den 

Branchen, in denen sie beschäftigt sind, und durch die Tatsache, dass 

ihre Familien relativ größer sind. Dies ist keineswegs ein Argument 

gegen die Einwanderung. 

3. Die teilweise Übernahme der Richtlinie zur Staatsbürgerschaft hat 

keine Auswirkungen auf die Zahl der ansässigen Arbeitnehmer. Diese 

sind bereits vor Ort. Sowohl für den Rückstand als auch für die 

Neuankömmlinge ist die Existenz eines Arbeitsvertrags (vorheriger für 

den Rückstand, neuer für die neuen Einwanderer) die notwendige 

Voraussetzung, die ursprünglich das Aufenthaltsrecht bedingt. In 

diesem Sinne sind die Zahl von 690'000 sowie die korrigierte und 

relevantere Zahl von 140'000 völlig bedeutungslos und sorgen nur für 
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Verwirrung. Nichts rechtfertigt die Annahme, dass die teilweise 

Übernahme der Richtlinie zu einem Missbrauch auf Kosten der 

Sozialhilfe führen wird. 

4. Die Familienzusammenführung ist eine humanitäre Massnahme, aber 

auch ein wirtschaftlicher Vorteil (der Konsum eines Arbeitnehmers ist 

in der Schweiz viel höher, als wenn ein Teil des Einkommens zur 

Unterstützung der Familie ins Ausland geschickt wird). Die Integration 

von Arbeitsmigranten in der Schweiz (z. B. durch die Einschulung ihrer 

Kinder) wird dadurch gefördert. Nichts lässt im Voraus vermuten, dass 

diese Massnahme die Sozialhilfe belasten oder andere unrealistische 

Befürchtungen hervorrufen wird. 

5. Da die Einwandererbevölkerung jünger ist als der Durchschnitt der 

Schweizer Bevölkerung, zeigen die verfügbaren Studien, dass sie mehr 

Sozialversicherungsbeiträge zahlt, als ihre bereits pensionierten 

Mitglieder an Renten beziehen. Sie subventioniert unsere AHV. Nach 

den derzeit gültigen demografischen Szenarien wird sich dieser Trend 

auch in Zukunft fortsetzen. 

6. Die verfügbaren Zahlen zu den individuellen Gesundheitskosten 

stützen die Annahme, dass die ausländische Bevölkerung in der 

Schweiz die Krankenkassenprämien im Land senkt und die Schweizer 

Gemeinschaft subventioniert, da die individuellen Kosten, die durch 

Ausländer verursacht werden, niedriger sind als die individuellen 

Kosten, die durch Schweizer verursacht werden.  

7. Zwar ist die Kriminalitätsrate unter der ausländischen 

Wohnbevölkerung höher als unter der Schweizer Bevölkerung. Dafür 

gibt es jedoch soziologische, wirtschaftliche und demografische 

Erklärungen. Die Unterschiede würden weitgehend verschwinden, 

wenn man eine Stichprobe der Schweizer Bevölkerung gleichen Alters, 

gleichen sozialen Status und gleicher Bevölkerungsdichte nehmen 

würde. Tatsächlich gehören die Opfer von Straftaten durch 

Einwanderer größtenteils ihrem unmittelbaren Umfeld in der Schweiz 

an. Das Argument der Kriminalität ist daher irreführend. 

8. Die Flüchtlingspolitik steht im Einklang mit den internationalen 

Verpflichtungen der Schweiz und entspricht sowohl dem Willen, die 

unterschiedlichen internen Sensibilitäten im Land in Einklang zu 
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bringen, als auch ihrem wohlverstandenen Interesse an Sicherheit und 

Solidarität. Sie darf nicht instrumentalisiert werden, um eine magische 

Zahl zur Begrenzung der Wohnbevölkerung zu erreichen. 

9. Die Teilnahme an der Dublin-Zusammenarbeit, die in direktem 

Zusammenhang mit der Freizügkeit der Arbeitnehmer (FZA) steht und 

davon abhängig ist, ist für die Schweiz eindeutig von Vorteil. Wir haben 

ein Mitspracherecht und können mehr Asylsuchende zur Bearbeitung 

ihres Antrags in das erste Aufnahmeland zurückschicken, als wir 

aufnehmen, wenn diese Asylsuchenden über die Schweiz in den 

europäischen Raum einreisen. 

10. Die Zahlen zeigen, dass die zugewanderten Arbeitskräfte aufgrund ihrer 

Motivation und des erheblichen Humankapitals, welches sie mit in die 

Schweiz bringen, nicht nur in grosser Zahl in den Bereichen mit hoher 

Wertschöpfung arbeiten, die unser Wettbewerbswachstum tragen, 

sondern auch zunehmend als Selbtständige zu den unternehmerischen 

Kräften des Landes gehören. 

11. Die drei demografischen Szenarien, die auf einer vernünftigen 

Fortsetzung der Wirtschaftstätigkeit in der Schweiz basieren, sehen 

eine Fortsetzung der Zuwanderung ausländischer Arbeitskräfte vor. 

Keines der Szenarien geht von einem explosionsartigen Anstieg der 

Gesamtbevölkerungszahl aus, obwohl zwei Szenarien prognostizieren, 

dass die Zahl von 10 Millionen frühestens um 2042 überschritten wird. 

Hingegen zeigen sie die Alterung der Bevölkerung und eine 

Verschlechterung der Abhängigkeitsquote der Nichterwerbstätigen 

gegenüber der Erwerbsbevölkerung auf. Damit belegen sie, dass die 

Idee einer Obergrenze von 10 Millionen Menschen ein falscher Ansatz 

ist. Der Schwerpunkt der nationalen Strategie muss auf den Ausgleich 

der zunehmenden Last auf der aktiven Bevölkerung orientiert sein. Das 

Schweizer Modell muss ausreichend Flexibilität für wirtschaftliche und 

soziale Anpassungen bewahren. Die Verankerung eines 

Bevölkerungsziels in der Verfassung widerspricht eindeutig dem 

nationalen Interesse. 

12. Bei Beibehaltung des Status quo aus den Bilateralen I sind die Chancen, 

die Alterung der Bevölkerung und die Verschlechterung der 

Abhängigkeitsquoten in den Griff zu bekommen, realistisch, 
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insbesondere durch die Fortsetzung einer moderaten produktiven 

Zuwanderung aus der EU oder durch eine Steigerung der Produktivität. 

In beiden Fällen besteht jedoch eine gewisse Unsicherheit, die von der 

allgemeinen Entwicklung in Europa und der internationalen Wirtschaft 

abhängt. Wird die Initiative hingegen angenommen, muss die Schweiz 

mit einem Arbeitskräftemangel, einem Rückgang des Wachstums und 

einer erheblichen Verschlechterung der Finanzierungslage der 

Sozialversicherung bei steigenden Gesundheitskosten rechnen. Dies 

bedeutet eine Verarmung der jüngeren Generationen, die zwar die 

derzeitige intergenerationelle Solidarität mit Recht tragen, aber mit 

hoher Wahrscheinlichkeit dem Vernichtungsrisiko der ihnen während 

ihres Erwerbslebens gemachten Versprechen ausgesetzt sein werden, 

einschließlich einer Erhöhung ihrer Steuern und Abgaben oder einer 

Verzögerung ihrer Pensionierung. 

13. Eine Kündigung des Abkommens über die FZA mit der EU durch die 

Schweiz würde den Zusammenbruch des Paradigmas einer 

ausgewogenen vertraglichen Partnerschaft bedeuten und einen Sprung 

ins gefährliche Ungewisse, das von Machtverhältnissen und 

asymmetrischer Interdependenz geprägt ist. 

14. Die Zurückhaltung gegenüber der Einwanderung wird weitgehend 

durch ein Unbehagen genährt, dessen Ursachen komplex sind. Dieses 

Unbehagen zeigt sich insbesondere im Immobilienbereich oder im 

Straßen- und Verkehrsbereich. Tatsächlich ist es eher das Ergebnis einer 

schlechten Politik oder einer verspäteten oder unangemessenen 

Reaktion des Marktes. Die Einwanderung zu stoppen bedeutet, das 

Kind mit dem Bade auszuschütten. Lösungen müssen durch eine 

bessere Politik, innovativere Rahmenbedingungen und eine Anpassung 

des gesellschaftlichen Verhaltens gesucht werden, nicht durch eine 

Einschränkung der produktiven Einwanderung. 

Hinzu kommen einige grundlegende Überlegungen: 

- Eine Annahme der Initiative „Keine 10-Millionen-Schweiz” würde nicht nur 

die Bilateralen III gefährden, sondern uns selbst im Falle einer Annahme 

dieser Abkommen sehr schnell dazu zwingen, die Verhandlungen mit der 

EU wieder aufzunehmen, was das politische Leben des Landes noch lange 
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Zeit polarisieren und von anderen dringenden Problemen ablenken würde. 

Da es in jedem Fall keine Alternative vom Typ «Erweiterter 

Freihandel/Marktzugang ohne Personenfreizügigkeit (FZA)» gäbe. 

-  Es liegt auf der Hand, dass sich das Vertrauensverhältnis zur EU sehr 

schnell verschlechtern würde. In einer Welt, in der Machtmechanismen 

immer mehr an Bedeutung gewinnen, würde uns die vorhersehbare 

Zerstörung der vertraglichen Partnerschaft mit der Rechtsgemeinschaft EU 

den idealen Spielraum nehmen, den uns die à la carte-Teilnahme an dem 

großen europäischen Projekt nach unserer Wahl und unter Wahrung einer 

weitgehenden Handlungsfreiheit bietet. Die EU könnte unsere Dependenz 

innerhalb der beidseitigen, aber asymmetrischen Interdependenz als 

Anlass dafür ausnutzen, uns machtbewusst ein Verhalten aufzuzwingen, 

das ihren Interessen entspricht, ähnlich wie es derzeit die USA gegenüber 

uns tun. 

-  Die moderne Schweiz kann sich keine isolationistische oder offshore-

Ausrichtung erlauben. Unser Modell muss das einer komplementären 

Vielfalt sein, die sowohl einen innovativen Industriestandort als auch einen 

widerstandsfähigen Finanz- und Dienstleistungsplatz und eine 

internationale Wettbewerbsfähigkeit  bewahrt, und die unsere 

grundlegende Verankerung in Europa mit einer globalen wirtschaftlichen 

und politischen Offenheit verbindet. 
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A. Einleitung 

Seit Monaten beobachten wir eine Desinformationskampagne in den Medien 

und in den medienwirksamen Foren. Im Zusammenhang mit den Debatten in den 

beiden Kammern des Parlaments hat sich diese Kampagne noch verstärkt. Das 

Parlament hat eine klare Ablehnung beschlossen. Aber das endgültige Urteil wird 

in einer Volksabstimmung mit doppelter Auszählung, durch Volk und Stände, 

wahrscheinlich im kommenden Juni, gefällt werden. Die Kampagne wird sich 

sicherlich noch weiter verstärken. Sie ist eine erste Schlacht, die einen 

Vorgeschmack auf die Debatte gibt, die das große Projekt der Bilateralen III 

auslösen wird. Angesichts der politischen und wirtschaftlichen 

Herausforderungen ist das Risiko einer Eskalation der Debatte beträchtlich. 

Einem solchen Abgleiten kann mit transparenten und eindeutigen Zahlen und 

belegten Fakten entgegengewirkt werden. Das ist das Ziel der vorliegenden 

Analyse.  

Die Gesamtbevölkerung der Schweiz belief sich im Jahr 2025 auf rund 9,1 

Millionen Einwohner, darunter 2,376 Millionen Ausländer mit 

Daueraufenthaltsbewilligung. Hinzu kamen rund 132'000 Personen mit einem 

laufenden Asylgesuch oder vorübergehendem Schutzstatus. Unter der ständigen 

Wohnbevölkerung zählte man eine Erwerbsbevölkerung von rund 5 Millionen, 

darunter etwa 3,5 Millionen Schweizerinnen und Schweizer und 1,5 Millionen 

Ausländerinnen und Ausländer (einschliesslich anerkannter Flüchtlinge mit einer 

Arbeitsbewilligung B (ganzjährig wohnhaft)). Das auf Schweizer Gebiet erzielte 

Nationaleinkommen stammte aus der Arbeit dieser erwerbstätigen 

Wohnbevölkerung, zu der noch die Tätigkeit von 406'000 Grenzgängern mit 

Wohnsitz in unseren Nachbarländern hinzukam (was einer Erwerbsbevölkerung 

auf Schweizer Gebiet von fast 5,4 Millionen entsprach, darunter 1,9 Millionen 

Ausländer (Wohnsitz und Grenzgänger)). Zur erwerbstätigen Wohnbevölkerung 

gehörten 676'000 Selbstständige, rund 3,9 Millionen Arbeitnehmer, 124'000 

mithelfende Familienangehörige und 215'000 Auszubildende (Lehrlinge). 
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Quelle: BFS https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/aktuell/neue-

veroeffentlichungen.assetdetail.36035435.html 

 

Zum Vergleich: Im Jahr 2002 betrug die Gesamtbevölkerung 7,3 Millionen 

Einwohner, während die erwerbstätige Bevölkerung 4,2 Millionen erreichte, 

darunter 3,1 Millionen Schweizer und 1,1 Millionen Ausländer, zu denen noch 

rund 165'000 Grenzgänger hinzukamen. 



11 
 

 

Das im Rahmen der Bilateralen I 1999 ausgehandelte Abkommen über den freien 

Personenverkehr mit der EU/EFTA trat am 1.Juni 2002 in Kraft. Die ausländische 

Erwerbsbevölkerung mit Wohnsitz in der Schweiz stieg somit zwischen 2002 und 

2025 um rund 400'000 Erwerbstätige und rund 235'000 Saisonniers, während die 

Gesamtbevölkerung um 1,8 Millionen zunahm.1 

Zur Vervollständigung dieser Einleitung sei noch auf die geografische Herkunft 

der Einwanderer (Wanderungssaldo für den Zeitraum 2000–2024, Quelle: Avenir 

Suisse) sowie  auf die relative Abhängigkeit der Branchen von ihren 

ausländischen Arbeitskräften  hingewiesen.   

https://mail.google.com/mail/u/0/#label/avenir+suisse/FMfcgzQfBQFmxNtDdN

hxkzxVMpfXjKld 

 

 

 

 

 
1 Alle hier genannten Zahlen stammen aus den entsprechenden Statistiken des Bundesamtes für Statistik 
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Immigration aktiver Arbeitnehmer nach Herkunftsländern (in CH wohnend, 
ohne Abgänge) 2024        
 

Total  EU/EFTA Rest 
Europa 

Total 
Europa 

Asien
b 

America 

   
mit UK mit UK 

 
mit USA 
&CA        

Total 94'578 85'189 1'780 86'969 4'490 1'599 
En % 100% 90,07% 1,88% 91,95% 4,75% 1,69%        

Quelle : Autor auf Basis SEM 
Ausländer- und Asyl-Statist5ik 2024 

d Asyl-Statistik 2024 
  

       

 

 

Quelle: Untersuchung der demografischen, wirtschaftlichen und ökologischen Auswirkungen einer Begrenzung 

auf 10 Millionen Einwohner,  ecosys IREG, HEG, Universität Genf, 9.1.2026, S. 12 

 

Es gab also tatsächlich eine Nettozuwanderung. Die Frage ist, ob sie für die 

Schweiz und die Schweizer im Allgemeinen, einschließlich der am stärksten 

benachteiligten Gruppen unserer einheimischen Bevölkerung, von Vorteil war. In 

diesem Zusammenhang ist es wichtig, die richtigen Indikatoren zu wählen.  
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Für unsere Analyse müssen eine Reihe von Faktoren berücksichtigt werden.  
Jeder erwerbstätige Einwanderer2 trägt zur Wertschöpfung im Land bei. Dieser 

Mehrwert teilt sich auf in sein Nettogehalt, den Gewinnanteil seines 

Arbeitgebers, seine Beiträge zur Sozialversicherung, seine Prämien für die 

obligatorische Krankenversicherung und die Steuern, die er an den Staat zahlt. 

Ihm bleibt ein verfügbares Einkommen, mit dem er seinen Konsum (oder den 

seiner Familie) finanziert, darunter seine Miete, sowie Spenden oder 

Überweisungen an Verwandte in seinem Herkunftsland und seine Ersparnisse. 

Seine Steuern und sein Konsum lösen ihrerseits einen Multiplikatoreffekt aus, 

indem sie die Nachfrage in der Schweizer Wirtschaft nach einem bekannten 

keynesianischen Mechanismus stützen. Selbst wenn also die von einem 

Ausländer geschaffene individuelle Wertschöpfung unter dem 

durchschnittlichen Pro-Kopf-BIP des Landes liegt, ist seine Tätigkeit nicht nur für 

ihn selbst, sondern für das Land und seine Einwohner insgesamt von Vorteil.  

  

 
2 Einschließlich eines erwerbstätigen Flüchtlings gab es Ende 2024 von 66.000 Personen (einschließlich Kinder) 
mit einer B-Bewilligung 16.000, was einer Beschäftigungsquote von 40,3 % entspricht 
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B. Fakten und Zahlen 
 

1) Wohlstand und individueller Fortschritt 

Nehmen wir das Pro-Kopf-BIP. Dieser Indikator eignet sich gut für 

Kommentatoren, da er relativ einfach zu verstehen ist. Er ermöglicht es vor 

allem, zu überprüfen, ob ein durchschnittliches Wirtschaftswachstum 

stattgefunden hat, ohne jedoch Aussagen über die Verteilung innerhalb der 

Bevölkerung zu treffen. Aber selbst mit diesem eingeschränkten Ziel hat der 

Indikator seine Grenzen.3  Dennoch hat Avenir suisse 2023 eine Reihe von 

Artikeln zur Kontroverse um das Wirtschaftswachstum in der Schweiz 

veröffentlicht4 . Aus dieser Reihe geht insbesondere hervor, dass 

- die Schweiz seit der Einführung des FZA5 ein über dem europäischen 

Durchschnitt liegendes reales Pro-Kopf-BIP-Wachstum verzeichnet hat  

 

- die Arbeitsproduktivität um knapp 1 % pro Jahr gestiegen ist, was 

bedeutet, dass das Wachstum nicht nur auf die Einwanderung 

zurückzuführen ist  

 

- sowohl das reale Pro-Kopf-BIP als auch der reale Medianlohn, das 

verfügbare Äquivalenzeinkommen (bei gleicher Arbeitszeit) und das reale 

Gesamteinkommen im gleichen Zeitraum gestiegen sind. 

 
3 Dies ergibt sich aus einer volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, die nur die Transaktionen der 
Marktteilnehmer erfasst. Das Ergebnis aller menschlichen Aktivitäten auf nationalem Gebiet übersteigt jedoch 
bei weitem diese rechnerische Summe. Zu nennen sind hier beispielsweise alle Austausch- und 
Kooperationsbeziehungen, die außerhalb des Marktes stattfinden, beispielsweise innerhalb der Familie oder bei 
der unentgeltlichen Bereitstellung von Gütern und Dienstleistungen.Selbst auf einer eher technischen Ebene ist 
der Nutzen der auf dem Markt produzierten Güter und Dienstleistungen oft weitaus höher als der erfasste 
Marktwert. Nehmen wir zum Beispiel den Fall der langlebigen Konsumgüter. Während ihrer wirtschaftlichen 
Lebensdauer generieren diese Güter je nach ihrer Verwendungsweise einen an sich beträchtlichen privaten 
Nutzen, sei es emotionaler, kultureller, kognitiver oder kreativer Art. Dies gilt insbesondere für Privatcomputer. 
Die Möglichkeiten, die ein Verbraucher mit einem modernen PC im Vergleich zu einem PC von vor 10 Jahren 
hat, sind enorm gestiegen, während der Marktpreis in den meisten Fällen gesunken ist. Man kann daher mit 
ziemlicher Sicherheit sagen, dass das BIP als Indikator das potenzielle Wohlbefinden unterschätzt. 
 
4 https://www.avenir-suisse.ch/waechst-die-schweiz-nur-noch-in-die-breite/ 
 
https://www.avenir-suisse.ch/warum-der-fokus-auf-das-bip-zu-kurz-greift/ 
  

https://www.avenir-suisse.ch/its-the-productivity-stupid/ 
 
5 Freizügigkeit von Arbeitnehmern 

https://www.avenir-suisse.ch/its-the-productivity-stupid/
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Quelle: Avenir Suisse 

Diese Ergebnisse lassen sich mit einer weiteren Statistik untermauern, nämlich 

dem vom Bundesamt für Statistik veröffentlichten Medianlohn. So stieg der 

nominale monatliche Medianlohn von 5367 CHF im Jahr 2003 auf 7024 CHF im 

Jahr 2024, was einem Anstieg von 31 % nominal und 18 % real entspricht.6  

 

 
6) https://www.bfs.admin.ch/asset/fr/36195848 
 
Zitat: 25.11.2025 – Für die gesamte Wirtschaft (Privat- und Öffentlicher Sektor zusammen) belief sich der 
Medianlohn im Jahr 2024 auf 7024 Franken brutto pro Monat für eine Vollzeitstelle (100 %). Jeder zehnte 
Arbeitnehmer verdiente einen Niedriglohn. Die Lohnunterschiede zwischen Frauen und Männern nehmen 
weiterhin allmählich ab. Fast jeder dritte Arbeitnehmer (32,6 %) erhielt Boni, deren durchschnittlicher 
Jahreswert sich auf 11'967 Franken belief. Die Gesamtlohnpyramide blieb zwischen 2008 und 2024 relativ stabil. 
Dies geht aus den ersten Ergebnissen der Schweizerischen Lohnstrukturerhebung 2024 des Bundesamtes für 
Statistik (BFS) hervor. 
Im Jahr 2024 betrug der Medianlohn für den privaten und öffentlichen Sektor zusammen 7024 Franken brutto 
pro Monat für eine Vollzeitstelle (2022: 6788 Franken). Die 10 % der am schlechtesten bezahlten Arbeitnehmer 
verdienten weniger als 4635 Franken pro Monat, während die 10 % der bestbezahlten Arbeitnehmer mehr als 
12'526 Franken verdienten. 
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In diesem Zusammenhang ist auch anzumerken, dass eingewanderte 

Arbeitnehmer je nach Beschäftigungsstruktur in den verschiedenen 

Wirtschaftssektoren zwar viele hohe Einkommensstufen einnehmen, sich aber 

dennoch aufgrund ihrer geringeren Qualifikation oder eher geringeren 

Übereinstimmung mit den qualitativen Anforderungen des Schweizer 

Arbeitsmarktes auf die niedrigeren Einkommensstufen konzentrieren. 

  

Die Einwanderung hat das Wachstum gefördert und ist allen, Schweizern und 

Einwanderern, zugutegekommen. So haben die Schweizer Arbeitnehmer – oder die 

seit langem im Land lebenden Arbeitsmigranten – nicht nur ein höheres Einkommen 

erzielt, sondern sind aufgrund ihres Dienstalters, das ihnen Zugang zu den 

interessantesten Stellen verschafft, in gewisser Weise durch die Einwanderung 

privilegiert. Sie liegen tendenziell näher am oder über dem Medianlohn, der stetig 

gestiegen ist. 



18 
 

 

2)  Einwanderung und Missbrauch der Sozialhilfe? 

Missbrauchen Ausländer die Sozialhilfe und das Arbeitslosengeld? Hier muss klar 

zwischen Sozialhilfe für Arbeitnehmer mit Aufenthaltsgenehmigung und 

Sozialhilfe für Asylbewerber unterschieden werden. Im ersten Fall, der hier 

relevant ist, spricht man von wirtschaftlicher Sozialhilfe. Im Jahr 2023 erhielten 

249'700 Personen mehr oder weniger hohe wirtschaftliche Sozialhilfeleistungen, 

was einem Anteil von 2,8 % der Bevölkerung entspricht. Dieser Anteil betrug 1,8 

% für die Schweizer Bevölkerung und 5,7 % für die ausländische Bevölkerung. Zu 

den Risikogruppen zählen Ausländer in prekären Beschäftigungsverhältnissen, 

geschiedene Frauen und Kinder (aufgrund der Situation ihrer Eltern). Der 

Hauptgrund für den Bezug von Sozialhilfe ist in erster Linie Teil- oder 

Vollarbeitslosigkeit. Derzeit übersteigen die Arbeitslosenbeiträge (Arbeitgeber 

und Arbeitnehmer) die Ausgaben, und Ende 2023 belief sich das Eigenkapital des 

Fonds auf fast 6,8 Milliarden CHF, was mehr als einem Jahr der Deckung der 

jährlichen Ausgaben bei einer Arbeitslosenquote zwischen 2 und 3 % 

(durchschnittlich etwa 100'000 Personen) entspricht. Es ist auch anzumerken, 

dass die rund 400'000 Grenzgänger Lohnbeiträge an die Schweizer 

Arbeitslosenversicherung zahlen, aber nur von ihrem Wohnsitzland Leistungen 

erhalten (dagegen erhalten sie eine AHV-Rente, für die sie Beiträge zahlen). 

(Quelle: BFS) 

 

 

 

 

Die höhere Zahl (in %) der Einwanderer, die Sozialhilfe beziehen, lässt sich nicht 

durch Missbrauch erklären, sondern durch die häufigere Gefährdung durch 

Arbeitslosigkeit in den Branchen, in denen sie beschäftigt sind, und durch die 

Tatsache, dass ihre Familien relativ zahlreicher sind. Dies ist keineswegs ein 

Argument gegen die Einwanderung. 
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3) Die Frage des Missbrauchs im Zusammenhang mit der teilweisen 

Übernahme der Richtlinie über die Unionsbürgerschaft 

Kürzlich sorgte eine Zahl, nämlich 690'000, in einigen Medien für Schlagzeilen. 

Diese Zahl steht im Zusammenhang mit der teilweisen Übernahme der Richtlinie 

über die Unionsbürgerschaft. Sie ergibt sich aus der Tatsache, dass Arbeitnehmer 

mit Wohnsitz in der Schweiz nach einem ununterbrochenen Aufenthalt von fünf 

Jahren das Recht auf einen dauerhaften Aufenthalt in der Schweiz geltend 

machen und gegebenenfalls, wenn sie in Not geraten, Sozialhilfe beziehen 

können. Es sei darauf hingewiesen, dass die Schweiz in den Verhandlungen zwei 

wichtige Zugeständnisse erreichen konnte. Das Recht gilt nur, wenn die 

Antragsteller einer beruflichen Tätigkeit nachgegangen sind. Und es gilt nicht 

automatisch, sondern die Antragsteller müssen einen Verwaltungsantrag stellen. 

Zu beachten ist zudem, dass die Bestimmung erst sieben Jahre nach Inkrafttreten 

der Bilateralen III gelten wird (also ab 2035, wenn die Bilateralen III 2028 in Kraft 

treten).  

Die Zahl von 690'000 stammt aus einer Studie von Ecoplan, die vom 

Staatssekretariat für Migration in Auftrag gegeben wurde. Es lohnt sich, zu 

wissen, wie sie zustande gekommen ist. Die folgende Tabelle ist direkt aus der 

Studie entnommen: 

 

 Quelle Ecoplan, S. 43 der Studie 

https://www.metas.ch/sem/fr/home/publiservice/service/forschung.html#:~:text=La%20Suisse%20et%20l'Union,relations%20bi

lat%C3%A9rales%20avec%20l'UE. 

https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/suche.html#studie%20Ecoplan 
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Die Simulation basiert auf der Annahme eines fiktiven Inkrafttretens der 

teilweisen Übernahme der Staatsangehörigkeitsrichtlinie im Jahr 2012, mit den 

kumulierten Zahlen für die Jahre 2012–2016 und den maximalen Ergebnissen in 

Bezug auf das Recht auf Daueraufenthalt, gültig ab 2017 (5 Jahre später)7 . Sie 

dient daher nur als Beispiel und spiegelt nicht die Situation wider, die 2028 

tatsächlich herrschen wird. Da die Schweiz in der Praxis bereits jetzt 

Staatsangehörigen der meisten EU-/EFTA-Länder nach fünf Jahren eine 

Niederlassungsbewilligung (Ausweis C) gewährt, reduziert sich die Zahl der 

Rückstände auf 140'0008 . 

Es ist jedoch klar, dass nicht alle betroffenen Einwanderer einen Antrag stellen 

werden, da ihnen das neue Recht gegenüber der Niederlassungsbewilligung, die 

sie nach fünf Jahren erhalten haben, keinen wirklichen Vorteil bringt, entweder 

weil sie nach ihrer Pensionierung in ihr Heimatland zurückkehren wollen (wo sie 

mit ihrer Rente aufgrund der im Vergleich zur Schweiz viel niedrigeren 

Lebenshaltungskosten viel besser leben können) oder weil sie kein 

Verwaltungsverfahren einleiten wollen, das ihnen Kosten verursacht, oder weil 

sie einen festen Arbeitsplatz haben. Tatsächlich geht die Studie davon aus, dass 

nur eine begrenzte Anzahl von Berechtigten einen Antrag stellen wird. 

 
7 Im ersten Jahr nach Inkrafttreten der Übernahme erhalten alle Migranten, die bis dahin fünf Jahre ununterbrochenen aktiven 

Aufenthalt erreicht haben, dieses Recht (569'000). Ab diesem Jahr kommen zu dieser ersten Zahl sowohl die Nachholzahlen 

vor 2012 als auch die 2013 registrierten Neuzugänge hinzu und so weiter. Nach Ablauf der fünfjährigen Übergangsphase gibt 

es keinen Rückstand mehr und es zählt nur noch das vorangegangene Fünfjahresjahr. Laut der Studie muss jedoch damit 

gerechnet werden, dass einige Einwanderer aus dem Vorjahr die Schweiz wieder verlassen. Mit dieser vollständigen 

Berechnung kommt man auf die entscheidende Zahl von 691'700. 

8 «Insgesamt gesehen haben die osteuropäischen Staaten, die erst später als die alten EU-Mitgliedstaaten von der 
Personenfreizügigkeit profitieren konnten (für einen detaillierten Überblick über die verschiedenen Etappen des 
Inkrafttretens der Personenfreizügigkeit siehe siehe Erläuterungen in Anhang B) bis 2021 eine kumulierte Nettozuwanderung 
von fast 140 000 Personen, darunter 35 000 polnische Staatsangehörige, aus.» S. 15,   Neunzehnter Bericht der 
Beobachtungsstelle zur Personenfreizügigkeit zwischen der Schweiz und der EU (PDF, 2 MB, 04.07.2023)8  
 
Die Zahl von 690'000 bleibt dennoch bedeutsam, da vor Inkrafttreten der Bilateralen III die C-Bewilligung keinen 
automatischen Anspruch auf Sozialhilfe begründet, wenn der Inhaber nach Ausschöpfung seines Anspruchs auf 
Arbeitslosenunterstützung in Not gerät (Art. 63 des Ausländergesetzes). 

Auf jeden Fall ist zu beachten, dass die teilweise Übernahme der Richtlinie über die Unionsbürgerschaft keinen 

Einfluss auf die Zahl der ansässigen Arbeitnehmer hat. Diese sind bereits vor Ort. Sowohl für den Rückstand als 

auch für die Neuankömmlinge ist die Existenz eines Arbeitsvertrags (vorherig für den Rückstand, neu für die neuen 

Einwanderer) die notwendige Voraussetzung, die das Aufenthaltsrecht begründet. In diesem Sinne sind die Zahl 

von 690'000 sowie die korrigierte und relevantere Zahl von 140'000 völlig bedeutungslos und sorgen nur für 

Verwirrung. Nichts rechtfertigt die Annahme, dass die teilweise Übernahme der Richtlinie zu einem Missbrauch 

der Sozialhilfe führen wird. 
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4 ) Auswirkungen der Familienzusammenführung, einschließlich der neuen 

Regeln aus den Bilateralen III    

 

Wir verfügen insbesondere über folgende Daten: 
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 Quelle: SEM, Faktenblatt vom 15.07.2025 
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Was ist aus diesen Informationen zu schließen? 

- Erstens waren im Jahr 2024 von insgesamt 54'000 Zuwanderern aus der 

EU/EFTA (EWR) rund 18 % (ca. 9'700) auf Familienzusammenführungen 

zurückzuführen, wobei es sich vor allem um Ehepartner (36 %) und Kinder (64 %) 

handelte. 

- Angesichts der Lebenshaltungskosten in der Schweiz ist es wahrscheinlich, 

dass ein Teil der Ehepartner, die ohne Arbeitsvertrag eingereist sind, recht schnell 

eine Beschäftigung suchen, und zwar in der Regel in den am schlechtesten 

bezahlten Kategorien. Kinder verursachen zwar Schulkosten, können aber als 

Investition in die Zukunft der Schweiz betrachtet werden (sie sind zukünftige 

Arbeitnehmer, die nicht in den zukünftigen Migrationszahlen berücksichtigt 

werden). 

Was wird passieren, wenn die Bilateralen III angenommen werden? Für 

«unterhaltsberechtigte Verwandte in aufsteigender Linie» wird sich nichts 

ändern. Eingetragene Partner werden hingegen die gleichen Rechte wie 

Ehepartner erhalten. Eine weitere Neuerung: Die Bedingung einer 

«angemessenen Wohnung» (derzeit möglich) wird nicht mehr ausdrücklich 

vorgesehen sein. Letzteres lässt manche das Schreckgespenst der Entstehung 

von Slums in den Schweizer Ballungsräumen heraufbeschwören. Dieses 

Argument erscheint jedoch als unrealistisch. In der Schweiz gibt es genügend 

Vorschriften und rechtmäßige Praktiken (auf kantonaler und kommunaler 

Ebene), damit diese Chimäre auch eine Chimäre bleibt. 

 

 

Die Familienzusammenführung ist eine humanitäre Massnahme, aber auch ein 

wirtschaftlicher Vorteil (der Konsum eines Arbeitnehmers ist in der Schweiz viel 

höher, als wenn ein Teil des Einkommens zur Versorgung der Familie im Ausland 

geschickt wird). Die Integration von Arbeitsmigranten in der Schweiz (z. B. 

durch die Einschulung ihrer Kinder) wird dadurch gefördert. Nichts lässt im 

Voraus vermuten, dass diese Massnahme die Sozialhilfe belasten oder andere 

unrealistische Befürchtungen hervorrufen wird . 
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5 ) Einwanderung und AHV 

Ende 1993 veröffentlichte das BFS eine Studie, die bestätigt, was jeder intuitiv 

weiß: Seit Jahren hat die Einwanderung (vor allem aus der EU) in der Schweiz 

einen sehr positiven Einfluss auf die Kosten der Sozialversicherung (AHV, IV, EO). 

Dies lässt sich ganz natürlich dadurch erklären, dass ausländische Arbeitnehmer 

jünger sind als der Durchschnitt der Schweizer Arbeitnehmer, auch wenn Letztere 

tendenziell ein höheres Lohnniveau haben. Überraschender und daher 

interessant ist, dass diese Entwicklung gemäss den Bevölkerungsprognosen (auf 

die ich weiter unten zurückkomme) aller Wahrscheinlichkeit nach auch in Zukunft 

anhalten wird, wenn man der folgenden Grafik und dem dazugehörigen 

Kommentar des BFS Glauben schenkt – was man guten Gewissens tun kann: 
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Zitat: AHV, IV, EO: Die positiven Auswirkungen der Einwanderung auf die Sozialversicherungen 

langfristig Bern, 30.11.2023 - Eine vom Bundesamt für Sozialversicherungen in Auftrag 

gegebene Studie zeigt, dass sich die Einwanderung auch langfristig positiv auf die AHV, die IV 

und die EO auswirkt, d. h. unter Berücksichtigung der künftigen Leistungen, die von 

beitragszahlenden Einwanderern bezogen werden. Dies lässt sich dadurch erklären, dass die 

durch die Einwanderung verjüngte Bevölkerungsstruktur den Anstieg der bezogenen 

Leistungen durch die gezahlten Beiträge ausgleichen kann. Der Zeithorizont der Studie reicht 

bis ins Jahr 2070. (…) 

Ich gehe nicht näher auf diese Analyse ein, die unter den folgenden Links 

verfügbar ist: Kommentar des BFS: https://www.news.admin.ch/fr/nsb?id=99105 

Studie Favre/Föllmi/Zweimüller: https://sozialesicherheit.ch/fr/limmigration-a-un-
impact-positif-sur-le-premier-pilier/pop  

  

Da die zugewanderte Bevölkerung jünger ist als der Durchschnitt der Schweizer 

Bevölkerung, zeigen die verfügbaren Studien, dass sie mehr Beiträge an die 

Sozialversicherungen zahlt , als ihre bereits pensionierten Mitglieder in Form 

von Renten beziehen. Sie subventioniert unsere AHV. Gemäss den derzeit 

gültigen demografischen Szenarien wird sich dieser Trend auch in Zukunft 

fortsetzen. 
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6 ) Einwanderung und Krankenversicherung 

Einwanderer sind in der Regel eher jung und bei guter Gesundheit.  Es ist daher 

zu erwarten, dass die Gesamtprämien für die obligatorische 

Krankenversicherung die Gesundheitskosten dieser Personen übersteigen. 

Genau dies belegt eine Studie, die von der Kommission für soziale Sicherheit und 

Gesundheit des Nationalrats (CSSS) in Auftrag gegeben wurde und 2025 für die 

Jahre 2019–2022 veröffentlicht wurde: 

(https://www.bfs.admin.ch/bfs/fr/home/statistiques/sante/cout-

financement.assetdetail.36020087.html). 

Gemäss dieser Studie beliefen sich die durchschnittlichen Kosten pro Schweizer 

im Referenzzeitraum auf CHF 3'554, während die Kosten pro Ausländer CHF 2'569 

betrugen. Ausländer senken somit den Gesamtdurchschnitt der 

Wohnbevölkerung. Da jedoch die Prämien für beide Gruppen (Schweizer und 

Ausländer) gleich sind und die gesamten Gesundheitskosten (nach Abzug der 

staatlichen Subventionen) decken sollen, kann man zu Recht schlussfolgern (Fazit 

des Autors), dass Ausländer mehr bezahlen, als sie an Kosten verursachen. Die 

nachstehende Tabelle zeigt die Zahlen für die verschiedenen Kategorien von 

Ausländern und ihr Gewicht im Verhältnis zur Gesamtzahl (wir konzentrieren uns 

auf die Kostenangaben für die verschiedenen europäischen Zonen). Zwar gibt es 

keine spezifische Buchhaltung, aus der jährlich die Höhe der von den 

Versichertenkategorien gezahlten Prämien im Verhältnis zu den entsprechenden 

Kosten hervorgeht. Die Argumentation, die sich auf das jeweilige 

Durchschnittsalter der beiden Kategorien stützt, wird jedoch durch die Tatsache 

gestützt, dass viele Einwanderer nach ihrer Pensionierung, d. h. zu einem 

Zeitpunkt, an dem sich ihr Gesundheitszustand aufgrund ihres Alters 

verschlechtert, in ihr Heimatland zurückkehren. Da sie keine Schweizer 

Versicherungsprämien mehr zahlen, werden sie von der Krankenversicherung 

ihres neuen Wohnsitzlandes (in der Regel ihres Herkunftslandes) unterstützt. Die 

Schweiz wird somit entlastet, da ihr Wegzug (im Gegensatz zu ihrer AHV-

Versicherung) die Verpflichtung der Schweizer Institutionen ihnen gegenüber 

aufhebt. Schweiz 
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Die verfügbaren Zahlen zu den individuellen Gesundheitskosten stützen die 

Hypothese, dass die ausländische Bevölkerung in der Schweiz die 

Krankenkassenprämien im Land senkt und die Schweizer subventioniert, da die 

individuellen Kosten, die durch Ausländer verursacht werden, niedriger sind als 

die individuellen Kosten, die durch Schweizer verursacht werden . 
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7 ) Einwanderung und Kriminalität 

Das Thema Kriminalität eignet sich leicht für polemische Argumentationen. Es 

gibt zwei mögliche Blickwinkel. Ein breiter Blickwinkel bezieht sich auf alle 

Verurteilungen wegen Verbrechen und Vergehen (mit oder ohne 

Gewaltanwendung), die auf Schweizer Gebiet begangen wurden. Ein enger 

Blickwinkel betrifft nur Gewaltverbrechen, die auf Schweizer Gebiet von 

Einwohnern (mit Schweizer oder ausländischer Staatsangehörigkeit) begangen 

wurden. 

Im ersten Fall lassen sich für das Jahr 2024 folgende allgemeine Intensitäten 

(Verurteilungen/Bevölkerung) feststellen (Berechnung durch den Autor): 

- Verurteilungen von ausländischen Einwohnern im Verhältnis zur ausländischen 

Bevölkerung: 10,1 o/oo (Deliktintensität Ausländer) 

- Verurteilungen von Schweizer Staatsangehörigen im Verhältnis zur Schweizer 

Bevölkerung: 5,8 o/oo (Deliktintensität Schweizer) 

-  

 
 

https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kriminalitaet-strafrecht/strafjustiz/verurteilte-

erwachsene.html 
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Im zweiten Fall beziehen sich die Intensitäten für Gewaltdelikte natürlich auf viel 

geringere Zahlen (vom Autor gekürzte BFS-Tabelle): 

- Intensität der Gewaltdelikte bei Ausländern: 1,62 o/oo 

- Intensität der Gewaltdelikte bei Schweizern: 0,46 o/oo 

 

 
. 
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Diese Zahlen sind mit Vorsicht zu interpretieren: 

- Zunächst muss berücksichtigt werden, dass sich die sozialen, 

demografischen und kulturellen Merkmale der einheimischen Schweizer 

Bevölkerung und der ausländischen Wohnbevölkerung erheblich 

unterscheiden. Um einen echten Vergleich zu ermöglichen, müsste man 

sich auf Stichproben mit ähnlichen strukturellen Parametern stützen 

können. Eine wissenschaftliche Analyse müsste beispielsweise mindestens 

zwischen Altersklassen und Berufen unterscheiden und Indikatoren für 

jede Kategorie definieren 

- Es muss auch anerkannt werden, dass Gewalt von Einwanderern, wenn sie 

auftritt, eher zum Nachteil ihrer eigenen Gemeinschaft oder ihres eigenen 

sozialen Umfelds ausgeübt wird, d. h. des Ökosystems, in dem die 

Beziehungen und Interaktionen häufiger und emotional intensiver sind, als 

zum Nachteil der weiter entfernten Schweizer Gemeinschaft. 

- Es ist außerdem anzumerken, dass die Kriminalitätsrate in der Schweiz im 

internationalen Vergleich sehr niedrig ist und dass Gruppen aus weniger 

„friedlichen” Ökosystemen Zeit brauchen, um sich an die „zivilisierteren” 

Regeln und Gepflogenheiten ihres neuen Umfelds anzupassen. 

- Letztendlich geht es den Gegnern der Arbeitsmigration nicht darum, das 

Land von seinen Ausländern zu «befreien», sondern lediglich darum, das 

Wachstum bei 10 Millionen zu stoppen. Im Rahmen dieser willkürlichen 

Zahl wird es immer eine gewisse „Bestandserneuerung” geben, bei der die 

Abgänge durch Neuankömmlinge ausgeglichen werden. Man sollte also 

auf keinen Fall damit rechnen, dass die Kriminalität auf diese Weise 

zurückgeht.  

Es stimmt, dass die Kriminalitätsrate unter der ausländischen 

Wohnbevölkerung höher ist als unter der Schweizer Bevölkerung. Dafür gibt 

es jedoch soziologische, wirtschaftliche und demografische Erklärungen. Die 

Unterschiede würden weitgehend verschwinden, wenn man eine Stichprobe 

der Schweizer Bevölkerung gleichen Alters, gleichen sozialen Status und 

gleicher Bevölkerungsdichte nehmen würde. Tatsächlich gehören die Opfer 

von Straftaten durch Einwanderer größtenteils ihrem unmittelbaren Umfeld 

in der Schweiz an. Das Argument der Kriminalität ist daher irreführend.  

 



32 
 

 

  



33 
 

 

8 ) Flüchtlingspolitik im europäischen Kontext 

Im Jahr 2024 beherbergte die Schweiz 131'605 nicht permanente Flüchtlinge, 

davon 16'790 mit N-Status, 69'426 mit S-Status und vorübergehendem Schutz, 

3487 mit S-Status (laufendes Verfahren ohne Aufenthaltsbewilligung) und 41'902 

mit F-Status. Darüber hinaus 66'244 Flüchtlinge mit einer Aufenthaltsbewilligung 

B (alle Zahlen stammen aus dem statistischen Dienst des Staatssekretariats für 

Migration SEM, Tabellen 6-10,  6-23, 6-24). Unter diesen Flüchtlingen gingen 

16'160 Inhaber einer Aufenthaltsbewilligung B und 12'301 Inhaber einer 

Aufenthaltsbewilligung S einer Erwerbstätigkeit nach, bei einer Gesamtzahl von 

81'847 Personen im Alter von 18 bis 65 Jahren, was einem Anteil von 40,3 % für 

die Aufenthaltsbewilligungen B und von 29,5 % für die Aufenthaltsbewilligungen 

S entspricht (bei den Ausweis S, bei denen es sich hauptsächlich um seit 2022 aus 

der Ukraine neu angekommene Flüchtlinge handelt, ist davon auszugehen, dass 

dieser Anteil recht schnell steigen wird).  

Zu den durch Flüchtlinge verursachten Kosten gibt es keine vollständigen 

offiziellen Statistiken. Die einzige Referenzgrundlage kann aus der jährlich von 

der DEZA veröffentlichten Statistik zur Schweizer Entwicklungshilfe (Bund, 

Kantone, Gemeinden) (unter dem Titel Asylkosten) abgeleitet werden, auf der 

die zweite Spalte der folgenden Tabelle (vom Autor erstellt) basiert. 

Jahr   Asylkosten   Neue Gesuche    Neue Gesuche 

Mio. CHF APD   Asyl   Status S 

2015   479   39'523 

2016   681   27'207 

2017   325   18'088 

2018   276   15'255 

2019   282   14'269 

2020   303   11'041 

2021   337   14'928 

2022   1'206   24'511   74.928 

2023   1'311   30'223   23'012 

2024   1'012   27'740   16'616 

2025         12'897 
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Zunächst ist anzumerken, dass die Zahlen zu den «Asylkosten» nur den als APD 

verbuchbaren Anteil widerspiegeln, der unter den Gesamtkosten liegt. In einem 

Postulat, das der SVP-Nationalrat Thomas Knutti im Juni 2004 (24.3744) 

eingereicht hat, schätzte er die Gesamtkosten der Ausgaben für den S-Status für 

die Ukraine im Jahr 2023 auf 1,3 Milliarden CHF, was nicht unrealistisch ist. Es ist 

beispielsweise zu beachten, dass der Bund den Kantonen für jeden 

Sozialhilfeempfänger mit S-Status eine Pauschale von 1500 CHF pro Person und 

Monat abzieht. Dieser Betrag lässt sich recht gut mit der Zahl der S-Flüchtlinge 

ohne Erwerbstätigkeit in Verbindung bringen. Auf jeden Fall hat der Bund laut 

EDA zwischen 2022 und 2025 der Ukraine (vor Ort oder im Rahmen des S-Status) 

einen Gesamtbetrag von 5,16 Milliarden CHF gewährt, davon 690 Millionen für 

humanitäre Hilfe und 4,3 Milliarden durch das SEM im Rahmen des S-Status.  

(https://www.eda.admin.ch/eda/fr/dfae/dfae/aktuell/dossiers/krieg-gegen-

ukraine.html#O). 

Welche Lehren lassen sich aus diesen Zahlen ziehen? 

- Es ist offensichtlich, dass die Kosten der Schweizer Asylpolitik stark durch 

den Krieg in der Ukraine und die Aufnahme von Flüchtlingen (Frauen, 

Kinder) durch die Schweiz beeinflusst wurden, in Anlehnung an und aus 

Solidarität mit allen Ländern Europas. 

- Es ist auch klar, dass sich die Zahl der Asylsuchenden in der Schweiz nach 

dem Höhepunkt im Jahr 2015 im Zusammenhang mit einer Art von 

Russland orchestrierter Offensive gegen die westeuropäischen Länder und 

auch im Rahmen der Konflikte in Syrien und Afghanistan allmählich auf 

einem niedrigeren Niveau stabilisiert hat. 

- Diese Stabilisierung ist zum großen Teil auf die Migrationspolitik der EU 

zurückzuführen, die der Schweiz als Schutzschild diente, insbesondere 

nach dem „Deal” mit der Türkei (wichtiger Durchgangsort auf der 

Balkanroute) und auch, trotz der tragischen Situation, aufgrund der 

Strategie im Mittelmeerraum. 

https://www.eda.admin.ch/eda/fr/dfae/dfae/aktuell/dossiers/krieg-gegen-ukraine.html#O
https://www.eda.admin.ch/eda/fr/dfae/dfae/aktuell/dossiers/krieg-gegen-ukraine.html#O
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In der emotionalen Diskussion über die Initiative «Keine 10-Millionen-

Schweiz» schüren die Befürworter auch die Angst vor einer Ausuferung der 

Schweizer Asylpolitik in Bezug auf die Zahl der Asylsuchenden und die damit 

verbundenen Kosten, die versucht, den unterschiedlichen Sensibilitäten im 

Land gerecht zu werden. Dabei wird ein Phänomen, das unweigerlich unsere 

nationale Sicherheit beeinträchtigt (die illegale und brutale Invasion der 

Ukraine) und unser Handeln in unserem wohlverstandenen Interesse 

erfordert, mit einer irreführenden langfristigen Vision verwechselt, die von 

einer magischen Zahl ohne wirkliche Grundlage verblendet ist und die 

Entwicklung des liberalen und sozialen Schweizer Modells einer weltoffenen 

Wirtschaft betrifft.  

 

 

  

Die Flüchtlingspolitik steht im Einklang mit den internationalen 

Verpflichtungen der Schweiz und entspricht sowohl dem Willen, die 

unterschiedlichen internen Sensibilitäten im Land in Einklang zu bringen, als 

auch ihrem wohlverstandenen Sicherheits- und Solidaritätsinteresse. Sie darf 

nicht im Dienste einer magischen Zahl zur Begrenzung der Wohnbevölkerung 

instrumentalisiert werden. 
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9 ) Positiver Einfluss der Teilnahme am Dublin-System 

Ein wichtiger Nebeneffekt der Annahme der FZA mit der EU war die Möglichkeit, 

uneingeschränkt am Schengen-Dublin-Binom teilzunehmen. Ich werde hier nicht 

auf die Vorteile eingehen, die der Zugang zur Schengen-Zusammenarbeit im 

Rahmen der Verbrechensbekämpfung für die Schweiz mit sich bringt, d.h. für ein 

prosperierendes Land mit einer offenen Wirtschaft, einer Ausrichtung auf den 

Tourismus und das an einem Verkehrsknotenpunkt liegt, dessen Grenzen täglich 

von mehr als einer Million Ausländern überschritten werden und das von der in 

Europa bestehenden mittleren und schweren Kriminalität nicht verschont bleibt. 

Im Rahmen dieser Analyse verdient eher die Dublin-Zusammenarbeit besondere 

Beachtung. 

Dabei ist festzustellen, dass die Schweiz eindeutig davon profitiert, da wir in der 

Regel deutlich mehr Asylsuchende zurückschicken, als wir von unseren Partnern 

aufnehmen. Die zuvor geschlossenen einfachen bilateralen 

Rückübernahmeabkommen sind zwar nicht überholt, aber ihre Wirksamkeit ist 

fragil, ja sogar ungewiss, und diese Wirksamkeit würde im Falle eines 

Ausschlusses der Schweiz aus dem Dublin-System noch weiter abnehmen. 

Ich zitiere einen Auszug aus dem Bericht des SEM für das Jahr 2024, der das 

Wesentliche zusammenfasst: 

Zitat Die Zusammenarbeit mit den Partnerstaaten (Dublin-Assoziierungsabkommen und 

Rückübernahmeabkommen) hat auch im Jahr 2024 gut funktioniert. 

Es ist anzumerken, dass die nach wie vor geltende Entscheidung der italienischen Regierung, 

keine Dublin-Überstellungen aus der Schweiz oder einem anderen europäischen Land zu 

akzeptieren, keine Auswirkungen auf die Zahl dieser Überstellungen hatte, da diese trotz allem 

weiter zugenommen haben. Im Jahr 2024 konnte die Schweiz erneut fast dreimal so viele 

Personen ins Ausland überstellen, wie sie von ihren europäischen Partnern zurücknehmen 

musste: 2491 Personen konnten auf dem Luft- oder Landweg in den zuständigen Dublin-Staat 

überstellt werden (2023: 2021). Die Schweiz hat im gleichen Zeitraum 869 Personen auf dieser 

Grundlage zurückgenommen (2023: 694). 

Darüber hinaus konnte sie 427 Personen aufgrund bilateraler Rückübernahmeabkommen in 

den zuständigen europäischen Staat überstellen (gegenüber 301 im Jahr 2023). Die Schweiz 

hat im gleichen Zeitraum 38 Personen auf dieser Grundlage zurückgenommen (2023: 19). Seit 

2014 konnte die Schweiz 3318 Personen im Rahmen von Rückübernahmeabkommen 

überstellen, und 174 Personen wurden ihr auf dieser Grundlage überstellt. Quelle: 

https://www.news.admin.ch/fr/nsb?id=104162 

https://www.news.admin.ch/fr/nsb?id=104162
https://www.news.admin.ch/fr/nsb?id=104162
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Die Teilnahme an der Dublin-Zusammenarbeit, die in direktem Zusammenhang mit 

dem Asylgesetz steht und von diesem bedingt ist, ist für die Schweiz eindeutig von 

Vorteil. Wir haben ein Recht auf Anhörung und können mehr Asylsuchende zur 

Bearbeitung ihres Gesuchs in das erste Aufnahmeland zurückschicken, als wir 

aufnehmen, wenn diese Asylsuchenden über die Schweiz in den europäischen 

Raum einreisen.  
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10)  Bedeutung der Arbeitsmigranten für die Stärkung des 

Unternehmergeistes und das technologische Wachstum in der Schweiz 

Ich habe zuvor festgestellt, dass der historische Anteil der Arbeitsmigranten im 

Bereich der Löhne unterhalb des Medianlohns größer war als der der 

einheimischen Arbeitnehmer. Mit der Zeit ist dies jedoch nicht mehr so 

offensichtlich.  

Zunächst sei daran erinnert, dass rund 63 % der in der Schweiz lebenden 

ausländischen Bevölkerung aus EU-/EFTA-Ländern (EWR) stammt. Ausserdem sei 

daran erinnert, dass rund 20 % dieser ausländischen Bevölkerung in der Schweiz 

geboren sind, die Sprache beherrschen und hier ihre Schul- und 

Berufsausbildung absolviert haben. Schließlich hat etwa 40 % der 

Wohnbevölkerung (Schweizer und Ausländer) einen Migrationshintergrund 

(Einwanderung, Geburt in der Schweiz, Einbürgerung)9 . Darüber hinaus stehen 

uns zwei Indikatoren zur Verfügung, die aus der folgenden Tabelle hervorgehen 

(Arbeitsvolumen in Bezug auf die geleisteten Arbeitsstunden):  

 
9 Quelle: Avenir Suisse  
https://www.avenir-suisse.ch/blog-fast-drei-von-zehn-ohne-schweizer-pass/ 
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Bei der Analyse dieser Tabelle fällt auf, dass im Jahr 2024 von den insgesamt 541 

Millionen Arbeitsstunden der Selbstständigen 433 Millionen (80 %) auf 

Schweizer und 108 Millionen (20 %) auf Ausländer entfielen. Dabei betrug der 

Anteil der Ausländer an den insgesamt 8'117 Millionen 36 % und der Anteil der 

Schweizer 64 %. Auch wenn das selbstständige Unternehmertum unter den 

Schweizern nach wie vor stärker ausgeprägt ist, erscheint das Unternehmertum 

von Ausländern dennoch als bemerkenswert . Angesichts des Anteils von 20 % 

der in der Schweiz geborenen Personen («Segundos») ist diese Tatsache nicht 

überraschend.  
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Aus derselben Statistik geht hervor, dass im Bereich der wissenschaftlichen und 

technischen Fachberufe (192'000 Ausländer)10 der Anteil der Ausländer (36 %) 

relativ gesehen (im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung jeder Gruppe) dem der 

Schweizer (64 %) entspricht. Das bedeutet, dass sich Ausländer in qualitativer 

Hinsicht zunehmend mit Schweizern messen können. Die Ausbildungskosten für 

80 % der Einwanderer wurden jedoch grundsätzlich nicht von der Schweiz 

getragen (zumindest tendenziell, die Analyse müsste verfeinert werden, um die 

Wahrheit genauer zu erfassen). Wie viel spart die Schweiz bei der Ausbildung von 

Humankapital, indem sie bereits ausgebildete Arbeitskräfte importiert? Bei einer 

durchschnittlichen öffentlichen Bildungs-/Ausbildungsinvestition von 100'000 

CHF pro Person (zu Schweizer Kosten, willkürliche, eher niedrige Annahme des 

Autors) allein in diesem Bereich würde sich die Summe des von den 

Einwanderern bei ihrer Ankunft eingebrachten Humankapitals auf etwa 15 

Milliarden belaufen. Dies ist sicherlich ein mehr als bedeutender fiktiver Betrag, 

und zwar nicht nur im Technologiesektor. Denken wir beispielsweise an das 

Pflegepersonal im Gesundheitswesen, über das heute viel gesprochen wird. 

Angesichts dieser Zahl erscheint die von einigen geäusserte Idee einer 

Einwanderungssteuer etwas absurd. 

  

 
10 273 Millionen Stunden bei 1417 Stunden pro Erwerbstätigen entsprechen etwa 192'000 Personen, siehe 
Tabelle S. 39) 

Die Zahlen zeigen, dass Einwanderer aufgrund ihrer Motivation und des erheblichen 

Humankapitals, das sie mit ihrer Ankunft in der Schweiz einbringen, nicht nur in großer 

Zahl in den Bereichen mit hoher Wertschöpfung arbeiten, die unser 

Wettbewerbswachstum tragen, sondern auch zunehmend als Selbstständige zu den 

unternehmerischen Kräften des Landes gehören. 
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11) Zukünftige Dynamik der Nachfrage nach ausländischen Arbeitskräften 

in der Schweiz und Entwicklung der Wohnbevölkerung 

Es erscheint als sinnvoll, sich insbesondere mit der Frage zu befassen, ob die 

Einwanderung zur Erhaltung des Wirtschafts- und Sozialmodells der Schweiz eine 

notwendige Voraussetzung darstellt, was einen unvermeidlichen und 

kontinuierlichen Anstieg der Wohnbevölkerung auf einem begrenzten 

Staatsgebiet zur Folge hätte. 

Wir verfügen über ausgezeichnete prospektive statistische Instrumente des BFS, 

die es richtig zu interpretieren gilt. In diesem Zusammenhang ist es besonders 

empfehlenswert, die «Szenarien zur künftigen Bevölkerungsentwicklung der 

Schweiz und der Kantone 2025–2055» zu konsultieren. 

https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bevoelkerung/zukuenftige-

entwicklung/schweiz-szenarien.assetdetail.34687099.html  
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Von den drei vorgestellten Szenarien («hoch», «niedrig» und 

«Referenzszenario») ist das Referenzszenario hinsichtlich seiner 

Grundannahmen, die weitgehend Kontinuitätsannahmen sind, sicherlich das 

vernünftigste. Dieses mittlere Szenario lässt einige interessante 

Schlussfolgerungen zu. Es zeigt insbesondere, dass die magische Zahl von 10 

Millionen erst um das Jahr 2042, also in mehr als 15 Jahren, überschritten werden 

wird. Diese Zahl wird allerdings nur mit einem jährlichen Wanderungssaldo von 

60'000 Personen bis 2030 erreicht, der ab 2035 auf 50'000 und ab 2040 bis 2055 

auf 45'000 sinkt. Selbst mit dieser Einwanderung würde die Wohnbevölkerung 

der Schweiz im Jahr 2055 nur 10,5 Millionen Einwohner erreichen, also nur 5 % 

mehr als die magische Zahl. Darüber hinaus sind die Unterschiede zwischen dem 

Referenzszenario (A) und dem hohen (B) und niedrigen (C) Szenario 

überraschend gering. Natürlich wächst die Bevölkerung im Referenzszenario und 

vor allem im Szenario C weniger schnell, ist 2055 weniger hoch und altert etwas 

schneller. 

Angesichts der Krise der multilateralen internationalen Ordnung, insbesondere 

der US-Zölle, die sowohl die Schweiz als auch die EU als unseren bevorzugten 

Exportmarkt betreffen, ist es möglich geworden, dass sich das Basisszenario 

gegenüber den anderen durchsetzt. Die aktuelle Lage ist so ungewiss und 

unbeständig, dass die einzig vernünftige Schlussfolgerung darin besteht, uns 

einen möglichst grossen Handlungsspielraum zu bewahren, die Zusammenarbeit 

mit unseren natürlichen und gleichgesinnten Partnern auf dem Kontinent 

fortzusetzen und unsere Widerstandsfähigkeit zu stärken.   

Sehr bedeutsam sind in diesem Zusammenhang die Entwicklung der 

Abhängigkeitsquote der über 64-Jährigen pro 100 Personen im Alter von 20 bis 

64 Jahren (44,5 für A statt 44,8 für B und 45,2 für C im Jahr 2055) sowie die 

Abhängigkeitsquote der unter 20-Jährigen und über 64-Jährigen pro 100 

Personen im Alter von 20 bis 64 Jahren (76,4 für A statt 78,5 für B und 74,3 für C 

im Jahr 2055). Der Unterschied in der Entwicklung zwischen den drei Szenarien 

ist etwas kontraintuitiv, lässt sich aber (nach Ansicht des Autors wahrscheinlich) 

dadurch erklären, dass eine stärkere Einwanderung junger Arbeitnehmer (mit 

mehr Familienzusammenführungen) und eine im Durchschnitt schnellere 

Alterung die Zahl der Nichterwerbstätigen im Verhältnis zu den Erwerbstätigen 
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erhöhen werden. Die Entwicklung der beiden Indikatoren im Zeitverlauf ist 

hingegen in allen drei Szenarien ähnlich:  

      Referenzszenario „Hohes” Szenario „Niedriges” Szenario 

      2025 2055 2025 2055 2025 2055 

Abhängigkeitsquote von Personen 

 über 64 Jahren pro 100 Personen   33,0 44,9 32,9 44,8 33,1 45,2 

Abhängigkeitsquote von Personen  

unter 20 Jahren und über 64 Jahren 

pro 100 Personen     65,9 76,4 66,1 78,6 65,8 74,3 

(*Die Differenz zwischen den Ausgangswerten lässt sich dadurch erklären, dass das Modell vor 2025 entwickelt wurde und sich daher die 

unterschiedlichen Annahmen bereits (noch moderat) auswirken.) 

In jedem Fall kommt es nicht so sehr auf die Gesamtbevölkerungszahl an (auf die 

man sich aufgrund der Initiative gegen die 10 Millionen konzentriert), sondern 

vielmehr darauf, ob angesichts des Anstiegs der beiden Abhängigkeitsquoten 

zwischen 2025 und 2055 die Aufrechterhaltung oder sogar die Erhöhung des 

Lebensstandards für die gesamte Bevölkerung, einschließlich der sozialen 

Absicherung, möglich ist.  

In dieser Hinsicht werden die Übergangs- und Anpassungsphase, ihr Tempo und 

ihre Dauer für die Zukunft entscheidend sein. Aus diesem Grund erscheint es 

unerlässlich, dass das Schweizer Modell ausreichend flexibel und innovativ 

bleibt. Die Verankerung eines irrelevanten Bevölkerungsziels in der Verfassung 

widerspricht eindeutig den Interessen des Landes.  

Die drei demografischen Szenarien, die auf einer vernünftigen Fortsetzung der 

Wirtschaftstätigkeit in der Schweiz basieren, sehen eine Fortsetzung der 

Zuwanderung ausländischer Arbeitskräfte vor. Keines der Szenarien prognostiziert 

einen explosionsartigen Anstieg der Gesamtbevölkerungszahl aus, obwohl zwei 

Szenarien davon ausgehen, dass die Zahl von 10 Millionen frühestens um 2042 

überschritten wird. Hingegen zeigen sie die Alterung der Bevölkerung und eine 

Verschlechterung der Abhängigkeitsquote der Nichterwerbstätigen gegenüber 

der Erwerbsbevölkerung auf. Damit belegen sie, dass die Idee einer Obergrenze 

von 10 Millionen Menschen ein falscher Ansatz ist. Angesichts der Unsicherheit 

hinsichtlich der Aufrechterhaltung des Wohlstands des Landes muss das 

Schweizer Modell genügend Flexibilität für wirtschaftliche und soziale 

Anpassungen bewahren. Die Verankerung eines Bevölkerungsziels in der 

Verfassung widerspricht eindeutig dem nationalen Interesse. 
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12) Die jeweilige Rolle der weiteren Zuwanderung und der Produktivität für 

die Sicherung der Zukunft des Wirtschafts- und Sozialmodells der 

Schweiz; direkte Folgen der Initiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!» 

 

a) Beibehaltung des Status quo 

Wie wir gesehen haben, gehen die demografischen Szenarien, die auf einer 

positiven Entwicklung der Wertschöpfung (quantitativ oder qualitativ) in der 

Schweiz basieren, von einer Fortsetzung der Nettozuwanderung aus. Die 

grundlegende Frage, die sich bereits jetzt stellt, ist, wie die Alterung der 

Bevölkerung und die Belastung der Erwerbsbevölkerung ausgeglichen werden 

können, welche sich aus dem Anstieg der beiden identifizierten 

Abhängigkeitsquoten ergeben.  

Eine entscheidende Variable für den Erhalt des Wohlstands des Landes sind 

die tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden. Insgesamt beliefen sie sich im Jahr 

2024 auf 8,117 Milliarden. Diese Variable ist interessanter als die absolute 

Zahl der Erwerbstätigen, da es individuelle Unterschiede zwischen den 

Erwerbstätigen gibt, die nicht alle Vollzeit arbeiten, sowie Schwankungen 

aufgrund von Urlaub, Freistellungen, Krankheiten usw.  

Aus Gründen der Transparenz sind nachstehend die Zahlen des BFS (Quelle:  

https://www.bfs.admin.ch/asset/fr/35008002) aufgeführt:  
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Zusätzlich zur Entwicklung der Arbeitsstunden (siehe oben) liegt uns auch 

eine Tabelle des BFS zur Entwicklung der (durchschnittlichen) Produktivität 

der Arbeitsstunden vor.  

 

 

Die eigentliche Frage in Bezug auf wirtschaftliche und soziale Rationalität 

muss sich daher auf diese Variable und ihre Produktivität beziehen. Wir 

kennen bereits heute Situationen mit einem teilweisen Mangel an 

hochqualifizierten Arbeitskräften, aber auch beispielsweise im 
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Gesundheitswesen. Die Wirtschaftsakteure gehen davon aus, dass der 

Schweizer Wirtschaft im Jahr 2035 rund 460'000 «Vollzeitäquivalente» fehlen 

werden, was (bei einem Durchschnitt von 1417 Stunden pro Jahr im Jahr 2024 

und pro Vollzeitbeschäftigtem fast 650 Millionen geleisteten Arbeitsstunden 

entspricht). Für die Zukunft gibt es im Land noch gewisse Reserve , 

insbesondere die Erhöhung der Beteiligung von Frauen am marktgedeckten 

Produktionsprozess, aber es sind noch institutionelle Reformen erforderlich, 

um diese zu nutzen (in steuerlicher Hinsicht, hinsichtlich der Infrastruktur, die 

die Vereinbarkeit von Familie mit Kindern und Berufstätigkeit ermöglicht, 

usw.). Demografischen Szenarien zufolge kann man nicht mit einem Anstieg 

der Erwerbsbevölkerung durch natürliche Entwicklung (Überschuss der 

Geburten gegenüber den Todesfällen) rechnen. Angesichts der steigenden 

Lebenserwartung ist es sicherlich eine gesellschaftliche Entscheidung, ob 

beispielsweise eine Intensivierung des Erwerbslebens (also eine Verzögerung 

des Renteneintritts oder der Verzicht auf eine Verringerung der tatsächlichen 

individuellen Arbeitszeit) erforderlich ist. In jedem Fall erscheint es in 

absehbarer Zukunft unerlässlich, den wirtschaftlichen und sozialen Bedarf 

durch eine sinnvolle Zuwanderung produktiver Arbeitskräfte weiterhin zu 

decken. Wie bereits erwähnt, geht das Referenzszenario von einem jährlichen 

Nettozuwanderungssaldo (Zuwanderung ./. Abwanderung) von 60'000 

Personen pro Jahr bis 2030, 50'000 von 2030 bis 2040 und 45'000 von 2040 

bis 2055 aus. In Bezug auf die geleisteten Arbeitsstunden bedeutet dies einen 

jährlichen Anstieg um 85 Millionen bis 2030, um 70 Millionen von 2030 bis 

2040 und um 64 Millionen von 2040 bis 2055. 

Und hier werden wir aller Wahrscheinlichkeit nach bald mit zwei 

gegensätzlichen Trends konfrontiert sein. 

Der erste Trend, der in den demografischen Szenarien bereits teilweise 

berücksichtigt wurde, betrifft den erwarteten allgemeinen 

Bevölkerungsrückgang auf dem europäischen Kontinent. Die demografischen 

Prognosen für den Kontinent sind in dieser Hinsicht unausweichlich. Das 

bedeutet, dass die Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte oder sogar 

Grenzgängern offensichtlich wettbewerbsintensiver werden wird als bisher. In 

diesem Sinne werden die FZA und die Integration in den europäischen 

Arbeitsmarkt zunehmend zu einem notwendigen Faktor, um den Bedarf der 
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Schweiz zu decken. Diese Wettbewerbsfähigkeit bei der Gewinnung von 

Arbeitskräften wird insbesondere deshalb von entscheidender Bedeutung 

sein, weil die Schweizer Wirtschaft weitgehend aus KMU besteht, in denen 

eine Steigerung der Stundenproduktivität technisch nicht immer einfach zu 

erreichen ist.  

Der andere Trend wird durch künstliche Intelligenz (KI) im Bereich der 

Verwaltungsdienstleistungen, aber auch im Industriesektor durch die „ 

intelligente Robotik (einschließlich humanoider Roboter) ausgelöst werden. 

Dies könnte zu einer erheblichen, ja sogar revolutionären Steigerung der 

Stundenproduktivität führen. Auch wenn es noch zu früh ist, um die 

Entwicklungen genau vorherzusagen, kann man die Vorstellung einer 

erheblichen Ersetzung und Verringerung der Arbeitszeit nicht ausschließen, 

was zu einer schwierigen Verteilung der verfügbaren Arbeitsplätze und zum 

Ersatz eines Teils des Arbeitseinkommens durch eine breite und gerechte 

Umverteilung der nationalen Wertschöpfung in Form von Transferleistungen 

oder der Beteiligung der Arbeitnehmer an den Gewinnen der Unternehmen 

führen würde (insbesondere um eine angemessene Kaufkraft der Massen in 

der Wirtschaft aufrechtzuerhalten). Zum jetzigen Zeitpunkt ist jedoch nichts 

sicher, die Meinungen gehen auseinander. Dies wird zweifellos neben 

anderen Themen wie der ökologischen Verträglichkeit eines der großen 

gesellschaftlichen Probleme sein, die von den Generationen gelöst werden 

müssen, die für die immer näher rückende Zukunft verantwortlich sind. 

Auf jeden Fall kann man davon ausgehen, dass auf der Grundlage der 

aktuellen Trends (darunter eine Produktivitätssteigerung von etwa 1 % pro 

Jahr) die Erhaltung des aktuellen Modells mit seiner substanziellen sozialen 

Sicherheit auf der Grundlage tragbarer Anpassungen machbar ist. 

 

b) Wenn die Initiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!»  von Volk und 

Kantonen angenommen wird 

Gemäss der Initiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!» (Anhang) muss der Bund, 

sobald die Zahl von 9,5 Millionen erreicht ist (gegen 2030/2032 für die Szenarien 

«hoch» und «Referenz»), restriktive Massnahmen ergreifen und insbesondere 

das Abkommen über die FZA mit der EU neu verhandeln. Sobald die magische 
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Grenze erreicht ist, muss das Abkommen mit der EU innerhalb von zwei Jahren 

gekündigt werden, wenn bei den Neuverhandlungen keine angemessene 

Schutzklausel zur Eindämmung der Einwanderung vereinbart werden konnte.  

Eine Studie der Universität Genf, der HEG und der ecosys SA im Auftrag der 

Fédération des entreprises romandes (im Folgenden UG/HEG/Ecosys) wurde am 

9. Januar 2026 unter dem Titel «Examen des conséquences démographiques, 

économiques et sur l’environnement d’une limitation à 10 millions d’habitants» 

(Untersuchung der demografischen, wirtschaftlichen und ökologischen Folgen 

einer Begrenzung auf 10 Millionen Einwohner) veröffentlicht. Diese detaillierte 

Studie hat den Vorteil, dass sie sich auf das vom BFS veröffentlichte 

Referenzszenario stützt und gleichzeitig die Ausgangswerte anpasst (ohne die 

Ergebnisse wesentlich zu verändern ). Vor allem simuliert sie, was die Einführung 

der von der Initiative geforderten magischen Obergrenze (einschließlich der 

Maßnahmen, die vor Erreichen der Obergrenze zu ergreifen sind) für den Status 

quo bedeuten würde. Diese Studie krönt gewissermaßen die vorstehenden 

Überlegungen zu den Vorteilen der Einwanderung für die wirtschaftliche 

Entwicklung und das Wohlergehen des Landes, ohne auf politische Aspekte 

einzugehen. 

Die wichtigsten Schlussfolgerungen sind völlig logisch und vorhersehbar. Sie 

zeigen unmissverständlich die unvermeidlichen negativen Folgen auf, die sich im 

Falle einer Umsetzung der Initiative ergeben würden: 

Zunächst sei darauf hingewiesen, dass die Initiative, die Einwanderung zum 

Zwecke der produktiven Arbeit mit Einwanderung im Zusammenhang mit 

unseren internationalen Asylverpflichtungen vermischt, den Eindruck vermittelt, 

dass wir über einen großen Handlungsspielraum verfügen. In Wirklichkeit müsste 

jedoch die produktive Einwanderung aufgrund der FZA drastisch eingeschränkt 

werden.  

Laut der Studie würde eine Stabilisierung der Bevölkerung auf 10 Millionen ab 

2025 eine Verringerung des Nettozuwanderungssaldos um mehr als 50 % 

erfordern, d. h. von etwa 50'000 (genau 49'000) auf etwa 24'000. 

Diese Kürzung hätte zwei Folgen: einen Rückgang von rund 300'000 

Arbeitnehmern im Jahr 2050 gegenüber der erwarteten Erwerbsbevölkerung 
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(Status quo)11 (oder rund 425 Millionen Arbeitsstunden pro Jahr). Und eine 

unvermeidliche Alterung dieser Erwerbsbevölkerung. 

Die Alterung der Bevölkerung selbst hätte zwei Auswirkungen: einen Anstieg der 

Abhängigkeitsquote – das Verhältnis der älteren/pensionierten Bevölkerung 

(über 64 Jahre) zur erwerbstätigen Bevölkerung würde 2050 etwa 47 % erreichen 

(gegenüber 45 % im „korrigierten” Referenzszenario). Aber auch einen Rückgang 

der Produktivität dieser Bevölkerungsgruppe, da man davon ausgehen kann, dass 

die durch neue Technologien (KI) erzielte Arbeitsproduktivität bei jungen 

Menschen höher sein wird als bei älteren (auch wenn der Wert der 

Berufserfahrung der Letzteren nicht unterschätzt werden darf, insbesondere in 

KMU, die den Großteil des Schweizer Produktionssystems ausmachen).  

Aus den oben genannten Faktoren ergibt sich zwangsläufig ein Rückgang des 

Wirtschaftswachstums, während die Zahl der von den Erwerbstätigen 

abhängigen Personen zunimmt und die Gesundheitskosten ansteigen (die mit 

der Zahl und dem Durchschnittsalter der Patienten korrelieren). Daraus lassen 

sich zwei negative Konsequenzen für den Status quo ableiten. Einerseits ist davon 

auszugehen, dass sich die Finanzierung der Sozialversicherung (AHV, IV) 

erheblich verschlechtern wird. Andererseits ist klar, dass die Gesundheitskosten 

sowohl zu einem erhöhten Ungleichgewicht bei den Krankenkassenprämien 

führen werden, als auch einen höheren Anteil des Staatshaushalts für die 

Entlastung der Haushalte von diesen Prämien erfordern werden.  

Zwar ist davon auszugehen, dass aufgrund des Rückgangs des 

Arbeitskräfteangebots eine Erhöhung der Löhne unvermeidlich sein wird. Es ist 

jedoch zum jetzigen Zeitpunkt vermessen, vorherzusagen, wie der 

Industriestandort Schweiz darauf reagieren würde. Zu viel hängt davon ab, wie 

sich das europäische Ökosystem, von dem wir uns distanziert hätten, 

weiterentwickeln wird, welche politischen Konsequenzen dies für uns haben 

würde und welchen strategischen Lücken die Schweizer Unternehmen 

ausgesetzt würden. Könnten sie versucht sein, die unmittelbare Grenze (nach 

Deutschland, Frankreich, Italien oder sogar Österreich) zu überqueren, um in 

 
11 Diese Zahl von 300'000 ist im Zusammenhang mit dem in der Studie erwähnten Mangel von 460'000 zu 
sehen, den die Wirtschaftsakteure bereits ab 2025 erwarten.  
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Länder zu ziehen, in denen viele dieser exportorientierten Unternehmen bereits 

vertreten sind oder in denen sie oft auch als Zulieferer tätig sind?  

Wie auch immer, wenn es zu einem Ersatz und/oder einer Anpassung kommt, 

werden die Übergangsphase, ihr Tempo und ihre Dauer bis 2055 entscheidend 

sein. Zum jetzigen Zeitpunkt wissen wir weder, was passieren wird, noch wie. 

Aus diesem Grund erscheint es unerlässlich, dass das Schweizer Modell 

genügend Flexibilität in Bezug auf wirtschaftliche und soziale Anpassungen 

sowie in politischer Hinsicht bewahrt. Die Verankerung eines irrelevanten 

Bevölkerungsziels in der Verfassung widerspricht eindeutig den Interessen des 

Landes. 

 

 

 

 

 

Bei Beibehaltung des Status quo aus den Bilateralen I sind die Chancen realistisch, 

die Alterung der Bevölkerung und die Verschlechterung der Abhängigkeitsquoten 

in den Griff zu bekommen, insbesondere durch die Fortsetzung einer moderaten 

produktiven Zuwanderung aus der EU oder durch eine Steigerung der 

Produktivität. In beiden Fällen besteht jedoch eine gewisse Unsicherheit, die von 

der allgemeinen Entwicklung in Europa und der internationalen Wirtschaft 

abhängt. Wird die Initiative hingegen angenommen, muss die Schweiz mit einem 

Arbeitskräftemangel, einem Rückgang des Wachstums und einer erheblichen 

Verschlechterung der Finanzierungslage der Sozialversicherung bei steigenden 

Gesundheitskosten rechnen. Dies bedeutet eine Verarmung der jüngeren 

Generationen, die zwar die derzeitige intergenerationelle Solidarität mit Recht 

tragen, aber mit hoher Wahrscheinlichkeit dem Vernichtungsrisiko der ihnen 

während ihres Erwerbslebens gemachten Versprechen ausgesetzt sein werden, 

einschließlich einer Erhöhung ihrer Steuern und Abgaben oder einer Verzögerung 

ihrer Pensionierung. 
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13) Folgen einer Kündigung der FZA durch die Schweiz  

Es gibt keinen Grund zur Illusion. Die Annahme des FZA war der Schlüssel zum 

bilateralen Paradigma und wird es auch bleiben, da es sowohl die politisch-

wirtschaftliche Grundlage der heutigen EU als auch die einzige und 

unverzichtbare Anpassungsvariable einer Währungsunion ohne Harmonisierung 

der Sozialgesetzgebung und der Steuerpolitik darstellt. Die einzige grundsätzlich 

akzeptable Ausnahme ist eine zeitliche Aussetzung im Falle außergewöhnlicher 

Entwicklungen im Personenverkehr. Was die Schweizer Verhandlungsführer in 

den Bilateralen III ausgehandelt haben, liegt wahrscheinlich an der äußersten 

Grenze des Möglichen in unseren Beziehungen zu unserem Partner. Wird die 

Annahme des FZA durch die Schweiz in Frage gestellt, wird die seit über 20 Jahren 

bestehende bilaterale Partnerschaft hinfällig.  

Dass uns seinerzeit trotz unserer Nichtmitgliedschaft im EWR die Teilnahme am 

Schengen-Dublin-Binom gewährt wurde, ist auf eine glückliche Fügung von 

Umständen zurückzuführen (FZA und Strassentransport in den Bilateralen I, 

Zugeständnisse der Schweiz im Bereich der Zinsbesteuerung, Bedeutung des 

Grenzgängerverkehrs und des täglichen Personentransits durch die Schweiz, 

Akzeptanz einer einfachen «Guillotine» im Binom, damals bestehendes 

strategisches Ziel des Beitritts). Die Ablehnung des FZA hätte unweigerlich das 

Ende unserer Beteiligung in einem Bereich zur Folge, der für unsere 

Sicherheitsinteressen von wesentlicher Bedeutung geworden ist.  

Es wäre illusorisch zu glauben, dass es eine Alternative gäbe. Wir würden zwar 

zu der Situation zurückkehren, die unser Freihandelsabkommen von 1972 mit 

den Europäischen Gemeinschaften (EWG) verkörpert. Angesichts der Existenz 

der bei den bilateralen Verhandlungen I akzeptierten Guillotine-Klausel würde 

jedoch das gesamte seit 2001 bestehende Konstrukt, das die faire 

Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes fördert, zusammenbrechen. Wir stünden 

vor einem Trümmerhaufen und einem Partner, der die Geduld verloren hat, weil 

er nicht mehr versteht, was wir wollen. Wir könnten nichts daran ändern, dass 

wir aufgrund unserer geringen Größe nicht dazu bestimmt sind, „Regelsetzer” zu 

sein, und dass wir, um zu den gleichen Bedingungen wie die 

Gemeinschaftsunternehmen Zugang zum großen europäischen Markt zu 

erhalten, die in diesem Markt gültigen Regeln  und Standards akzeptieren 

müssen (aus Gründen des Wettbewerbsprinzips). Wir hätten unsere gesamte 
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Verhandlungsmacht verloren. Anstatt von einem soliden Status zu profitieren, 

der auf einem dauerhaften Recht basiert und einen beträchtlichen 

Handlungsspielraum im Einklang mit unserer historischen Identität und unseren 

Besonderheiten garantiert, würden wir uns in einer Abhängigkeitssituation in 

einer asymmetrischen Interdependenz wiederfinden, die den Risiken und 

Zufällen reiner Machtverhältnisse ausgesetzt ist. 

In diesem Zusammenhang dürfen wir beispielsweise nicht ausschliessen, dass die 

EU-Staaten versuchen, die Rekrutierung von für die Schweiz unverzichtbaren 

Arbeitskräften im Rahmen der magischen Grenze zu beschränken oder uns die 

Rückzahlung ihres inhärenten Humankapitals aufzuerlegen. 

Ebenso dürfen die Interessen der Schweizer Staatsangehörigen, insbesondere 

junger Menschen, die (vorübergehend oder dauerhaft) in die EU auswandern 

möchten, nicht außer Acht gelassen werden. Die Zahlen in diesem 

Zusammenhang sind nicht unerheblich. Mehr als 800'000 Schweizer 

(einschließlich Doppelbürger) leben außerhalb des Landes. Es wird davon 

ausgegangen, dass jedes Jahr etwa 30'000 Schweizerinnen und Schweizer 

(vorübergehend oder endgültig) auswandern, hauptsächlich nach Europa und in 

die Nachbarländer12 . Es wäre unklug zu glauben, dass eine Änderung der 

Schweizer Migrationspolitik in irgendeiner Weise keine negativen Auswirkungen 

auf sie hätte. 

 

  

 
12 Swissinfohttps://www.swissinfo.ch/fre/societe/o%C3%B9-les-suisses-%C3%A9migrent-ils/46656156 

Eine Kündigung des Abkommens über die FZA mit der EU durch die Schweiz 

würde den Zusammenbruch des Paradigmas des ausgewogenen 

partnerschaftlichen Weges und einen Sprung ins gefährliche Ungewisse 

bedeuten, das von Machtverhältnissen und asymmetrischer Interdependenz 

geprägt ist. 
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14) Als negativ empfundene Auswirkungen des FZA und Überlegungen zu 

deren Ursachen und Strategien zu ihrer Überwindung 

Wenn die FZA seit Jahren zu einem politischen Thema geworden ist und die 10-

Millionen-Initiative heute auf dem Tisch liegt, dann deshalb, weil das Thema bei 

einem bedeutenden Teil der Schweizer Bevölkerung auf Resonanz stösst. Diese 

Resonanz hat komplexe emotionale und soziologische Ursachen, deren 

Behandlung den Rahmen dieser argumentativen Analyse sprengen würde. 

Unsere direkte Demokratie bietet sich dafür an, dass diese Komplexität für 

Wahlkampfzwecke ausgenutzt wird. Es gibt jedoch auch konkrete Gründe für die 

Skepsis der Bürger gegenüber der FZA, die zum Zeitpunkt der Abstimmung das 

Zünglein an der Waage sein können. Zwei davon sind besonders relevant, da sie 

bestimmte Auswirkungen hervorheben, die man gerne direkt mit der 

Einwanderung in Verbindung bringen möchte. 

Der erste Grund betrifft die regelmässigen Staus zu bestimmten Tageszeiten auf 

den grossen Verkehrsadern des Landes, im Mittelland, am Rande der städtischen 

Zentren und im Alpentransit. Der zweite Grund betrifft die Spannungen auf dem 

Immobilienmarkt, sowohl bei den Mieten als auch bei den Kaufpreisen für 

Wohnungen oder Wohngebäude. 

Was den Alpentransit betrifft, so haben wir im Rahmen der Bilateralen I versucht, 

eine faire Regelung zu finden, die sowohl den Grundsatz der 

Nichtdiskriminierung als auch das Funktionieren des Marktmechanismus 

gewährleistet. Es muss jedoch anerkannt werden, dass dieser Kompromiss nicht 

alle seine Versprechen gehalten hat. Der Strom europäischer Lastwagen, die die 

Schweiz durchqueren, ist nach wie vor beträchtlich, und die Verlagerung des 

Güterverkehrs auf die Schiene ist sehr unvollständig. Dafür gibt es zwei 

offensichtliche Gründe. Einerseits konnten nicht alle ökologischen Kosten 

internalisiert werden, und die Transitpreise sind nach wie vor so niedrig, dass der 

Leerverkehr von Nordeuropa nach Italien oder umgekehrt zu günstig bleibt. 

Offensichtlich ist die Schwerverkehrsabgabe (LSVA) nach wie vor zu niedrig (nur 

2/5 der externen Kosten sind internalisiert)13 . Andererseits waren die 

 

13 Quelle: Informationsblatt UVEK-ARE vom 24.09.2025 
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notwendigen Investitionen in die Infrastruktur in der Schweiz und in unseren 

Nachbarländern unzureichend, um die Verlagerung vom Strassen- auf den 

Schienenverkehr zu erleichtern und zu beschleunigen. 

Ein Großteil der Unannehmlichkeiten ist jedoch auf den Berufsverkehr der 

Grenzgänger zurückzuführen (insbesondere zu viele Privatfahrzeuge, die nur eine 

Person befördern usw.). Es liegt auf der Hand, dass eine Lösung durch den 

Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel (Busse, Regionalzüge), die Förderung von 

Fahrgemeinschaften und vielleicht sogar langfristig durch fahrerlose Autos, die 

durch künstliche Intelligenz ermöglicht werden, Abhilfe schaffen kann. Es ist 

etwas überraschend, dass private Initiativen bisher keine unternehmerischen 

Innovationen hervorgebracht haben. Die Behörden müssen natürlich ihrerseits 

aktiv werden (wie beispielsweise mit dem Léman Express in der Region Genf). 

In jedem Fall handelt es sich hierbei um ein typisches Problem im 

Zusammenhang mit dem rationalen ökologischen Wandel, das in konstruktiver 

Zusammenarbeit zwischen der Schweiz und der EU gelöst werden kann und 

muss. Es erscheint jedoch illusorisch, dass eine Schutzklausel einen gangbaren 
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Weg darstellen könnte, da die Schwierigkeit auf politische Nachlässigkeit 

zurückzuführen ist, für die wir in erheblichem Maße verantwortlich sind ( ). In 

den bilateralen Beziehungen zur EU wie in allen Fällen asymmetrischer 

Interdependenz ist es nicht der Schwanz, die die Katze wedelt. 

Die zweite Quelle des Unbehagens, die Situation auf dem Immobilien- und 

Wohnungsmarkt, weist einen ähnlichen Mangel an Weitsicht auf. Es ist leicht, 

eine vereinfachende Schlussfolgerung zu ziehen und die aktuelle Situation der 

Einwanderung anzulasten. Es gibt jedoch mehrere Gründe für den Anstieg der 

Grundstückspreise und Mieten. Natürlich bedeutet Einwanderung einen Anstieg 

der Nachfrage nach Wohnraum. Aber es sind nicht die zugewanderten 

Arbeitnehmer, die die Grundstückspreise in die Höhe treiben. Unser Problem ist, 

dass das Angebot dort unzureichend geblieben ist, wo es unverzichtbar ist, 

nämlich dort, wo Arbeitsplätze geschaffen werden. Das Durcheinander 

widersprüchlicher Vorschriften und Präferenzen sowie die schlechte Abgrenzung 

von Bau- und Verdichtungsgebieten führen dazu, dass die Wohnungen der 

Arbeitnehmer immer weiter von ihren Arbeitsstätten entfernt sind und die 

Stadtzentren den einkommensstärkeren Bewohnern vorbehalten bleiben. Ein 

weiterer Faktor hängt damit zusammen, dass in einem Land, das viel in die soziale 

Vorsorge investiert, Immobilienanlagen aufgrund der geringen Preiselastizität 

der Nachfrage zu interessanten Objekten werden. Pensionskassen und 

Versicherungen können Renditen erzielen, die deutlich über der natürlichen 

Rendite der Wirtschaft liegen, die sich in etwa dem Anstieg der 

Gesamtproduktivität annähern dürfte (in gewisser Weise subventionieren die 

Mieter ihre eigenen Renten...). Und in bestimmten touristischen Regionen 

wirken die Steuervergünstigungen für wohlhabende Rentner – ebenso wie die 

Sicherheit und Lebensqualität, die die Schweiz bietet – zweifellos wie ein 

Magnet. Schließlich ist festzustellen, dass in den großen städtischen Zentren die 

Quadratmeterzahl pro Person seit Jahren zunimmt, was auf die Alterung der 

Bevölkerung und die Tatsache zurückzuführen ist, dass Familienwohnungen nur 

noch von Paaren oder Alleinstehenden bewohnt werden, während junge 

Familien ihren Bedarf nicht decken können14 . Aber auch hier handelt es sich um 

 
14 Es ist festzustellen, dass zwischen 2013 und 2024 die durchschnittliche Wohnfläche pro Person in einem 
Privathaushalt von 45 auf 46,6 m2 gestiegen ist. Betrachtet man nur die Gruppe der über 65-Jährigen, so stieg 
die Wohnfläche von 68,4 m2 auf 72,2 m2. Betrachtet man die Kategorie «unter 25 Jahre und 25 bis 64 Jahre», 
so stieg die Fläche von 31,8 m² im Jahr 2013 auf 32,2 m² im Jahr 2024. Aus diesen Zahlen geht klar hervor, dass 
ältere Menschen eine Fläche bewohnen, die in zwölf Jahren überdurchschnittlich stark zugenommen hat. Dies 
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eine Reihe von Problemen, die sich die Schweiz selbst auferlegt hat und die nicht 

durch eine Einschränkung der produktiven Einwanderung gelöst werden können, 

sondern vielmehr durch neue politische Maßnahmen und Anpassungen des 

gesellschaftlichen Verhaltens.  

 

 

 

 

  

 
lässt sich natürlich dadurch erklären, dass die Kinder das Elternhaus verlassen haben, die Eltern nicht 
umgezogen sind und oft nicht oder nur schlecht genutzte Flächen oder Räume behalten. Natürlich möchten 
ältere Menschen nicht umziehen oder verfügen nicht über die physischen, moralischen und finanziellen 
Ressourcen dafür.  
https://www.bfs.admin.ch/bfs/fr/home/statistiques/construction-logement/logements/conditions-
habitation/surface-habitant.assetdetail.36158293.html 
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C. Fazit 

Ich glaube gezeigt zu haben, dass die Schweiz seit jeher von der Einwanderung 

ausländischer Arbeitskräfte profitiert hat. Die individuelle Wertschöpfung durch 

einen Einwanderer fördert das Wirtschaftswachstum und kommt der 

einheimischen Bevölkerung zugute, sofern es nicht zu Lohndumping kommt und 

der ansässigen Bevölkerung keine Arbeitsplätze „weggenommen” werden. Dies 

war in der Schweiz seit den glorreichen dreißig Jahren keineswegs der Fall. 

Ausländische Arbeitskräfte haben einen höheren Wert geschaffen als ihr 

Nettolohn, sie haben Steuern und Sozialabgaben gezahlt, in der Schweiz 

konsumiert und investiert. Ihre hohe Motivation und zunehmende Qualifikation 

haben die Entwicklung des Landes unterstützt. Die Schweizer Bevölkerung 

insgesamt hat einen stetigen Anstieg ihrer Löhne und ihres verfügbaren 

Einkommens erlebt, die soziale Sicherheit konnte ausgebaut und die aus dem 

Staatshaushalt finanzierte Infrastruktur erheblich verbessert werden.  

Abgesehen von dieser allgemeinen Diagnose zeigen die Zahlen, dass 

- die zugewanderten Arbeitnehmer insgesamt weiterhin die 

Sozialversicherungen (AHV, IV, EO) subventionieren; 

- dieselben Arbeitnehmer auch die Krankenversicherung subventionieren; 

- es gibt keine systemischen Missbräuche aufgrund der Einwanderung oder 

der Asylpolitik; 

- eine realistische Einschätzung widerlegt das polemische Schreckgespenst 

einer unkontrollierbaren Welle durch Familienzusammenführung;  

- die Zahl von 690'000 als Rückstand wird nicht nur falsch interpretiert, 

sondern hat auch keinen Einfluss auf die Höhe der ausländischen 

Bevölkerung; tatsächlich betrifft sie nur 140'000 Arbeitnehmer aus 

Osteuropa; der  Rückstand betrifft nur das (hypothetische) Recht auf 

unbefristeten Aufenthalt und Sozialhilfe nach fünf Jahren, und die 

Begünstigten wurden bereits zuvor, d. h. bei ihrer Arbeitsaufnahme in der 

Schweiz, erfasst; 

. die Einwanderung von Talenten und Unternehmergeist wirkt sich positiv 

auf die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft aus; 
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- die demografischen Aussichten lassen keine Explosion des Modells, d. h. 

einen endlosen Anstieg der Wohnbevölkerung, erwarten; 

- die Frage nach der Höhe der Wohnbevölkerung (10 Millionen) ist in 

Wirklichkeit ein Scheinproblem; die eigentliche Herausforderung besteht 

darin, angesichts der sich verschlechternden demografischen 

Abhängigkeitsquoten den Wohlstand und die soziale Absicherung 

aufrechtzuerhalten; das bedeutet jedoch nicht, dass andere Fragen nicht 

ebenfalls einer Lösung bedürfen, um die Nachhaltigkeit zu gewährleisten 

(Auswirkungen der künstlichen Intelligenz, Nebenwirkungen des 

Bevölkerungswachstums, ökologische Zukunft usw.). 

-  die Steigerung der Produktivität in einem Maße, das mit dem Reifegrad der 

Schweizer Wirtschaft vereinbar ist, hat unser Modell und seine Fähigkeit 

gestärkt, den Anstieg der demografischen Abhängigkeitsquoten zu 

bewältigen; 

-  die Annahme der Initiative «Keine 10-Millionen-Schweiz! » hätte äußerst 

negative Auswirkungen auf unser Wirtschaftswachstum, würde die 

Alterung der Bevölkerung beschleunigen, die demografischen 

Abhängigkeitsquoten (Erwerbstätige im Verhältnis zu Nicht-

Erwerbstätigen) erheblich verschlechtern, den Produktivitätsfortschritt 

verringern und unsere Chancen beeinträchtigen, die Herausforderungen 

zu bewältigen, denen unser Wirtschafts- und Sozialmodell bis zur Mitte des 

Jahrhunderts gegenübersteht.  

 

Hinzu kommen einige grundlegende Überlegungen: 

 

- Eine Annahme der Initiative «Keine 10-Millionen-Schweiz» würde nicht 

nur die Bilateralen III gefährden, sondern uns selbst im Falle einer 

Annahme dieser Abkommen sehr schnell dazu zwingen, die 

Verhandlungen mit der EU wieder aufzunehmen, was das politische Leben 

des Landes noch lange Zeit polarisieren und von anderen dringenden 

Problemen ablenken würde; da es in jedem Fall gäbe es keine Alternative 

vom Typ «Ertweiterter Freihandel/Marktzugang ohne FZA», mit der sich 
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der Vorrang der Gemeinschaftsregeln für Schweizer Exporte vermeiden 

und dennoch die gleichberechtigte Teilnahme an der Schengen-Dublin-

Zusammenarbeit, an für die Zukunft der Schweiz so wichtigen 

Programmen wie dem europäischen Forschungsprogramm und den 

Kulturprogrammen oder an Kooperationsmaßnahmen insbesondere im 

Gesundheitsbereich retten ließe.  

-  Es liegt auf der Hand, dass sich das Vertrauensverhältnis zur EU sehr 

schnell verschlechtern würde. In einer Welt, in der Machtmechanismen 

immer mehr an Bedeutung gewinnen, würde uns die absehbare 

Zerstörung der vertraglichen Beziehung zur Rechtsgemeinschaft EU sehr 

verwundbar machen. Die EU könnte sich berechtigt fühlen, uns ein 

Verhalten aufzuzwingen, das ihren Interessen entspricht, ähnlich wie es 

derzeit die USA gegenüber uns tun. 

- Es erscheint höchst problematisch, dass die heutigen reifen Generationen 

mit unverständlicher Leichtfertigkeit eine an sich unsinnige 

Verfassungsregel verankern, deren Folgen die neuen Generationen in 15 

bis 20 Jahren tragen müssten. Diese jungen, erwerbstätigen Generationen, 

die heute großzügig die Last der Solidarität zwischen den Generationen 

tragen, laufen ernsthaft Gefahr, wenn sie an der Reihe sind, derselben 

solidarischen Unterstützung beraubt zu werden, die ihnen die Schweiz 

heute verspricht, aber aller Wahrscheinlichkeit nach zum gegebenen 

Zeitpunkt nicht leisten kann. 

-  Die moderne Schweiz kann sich keine isolationistische oder offshore-

Ausrichtung erlauben. Unser Modell muss das einer komplementären 

Vielfalt sein, die sowohl einen innovativen Industriestandort als auch einen 

widerstandsfähigen Finanz- und Dienstleistungsplatz und eine 

internationale Wettbewerbsfähigkeit  bewahrt, und die unsere 

grundlegende Verankerung in Europa mit einer globalen wirtschaftlichen 

und politischen Offenheit verbindet.  

-  In einer fortschrittlichen und partizipativen Demokratie wie der Schweiz 

muss es der Bürger als Akteur und Verbraucher sein, der die Fähigkeit 

behält, die notwendigen Schlussfolgerungen zur richtigen Zeit und in der 

richtigen Situation zu ziehen. Er ist es, der durch seine Stimme und seine 
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konkreten Entscheidungen darüber entscheidet, wie und zu welchem 

Zweck die zukünftigen Produktivitätsgewinne genutzt werden sollen. Er 

definiert die Vision seines Wohlbefindens in Kenntnis der Umstände und 

Zwänge. Er kann Freizeit oder Ruhestand bevorzugen oder im Gegenteil 

eine qualitative oder quantitative Steigerung seines Konsums anstreben; 

er kann sich für eine Mischung aus beidem entscheiden. Gegebenenfalls 

könnte diese Entscheidung zu einer vollständigen Stabilisierung der 

Bevölkerungszahl führen oder sogar zu einem Rückgang. Aber eine 

erzwungene Blockade im Voraus, beschlossen von denen, die nicht unter 

den Auswirkungen zu leiden haben, und dies inmitten der Unsicherheit 

darüber, wie der Sozialstaat und die ökologische Nachhaltigkeit finanziert 

werden sollen, käme einem Machtmissbrauch gleich. Die jungen 

Generationen haben die Verantwortung, die Welt von morgen zu 

gestalten; sie haben auch die Verantwortung, die für ihre Entscheidungen 

notwendige Produktivität zu erzeugen. Es kommt aber nicht in Frage, ihnen 

jetzt schon Steine in den Weg zu legen. 
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. 

Anhang 

 

Eidgenössische Volksinitiative 'Keine 10-Millionen-
Schweiz! (Nachhaltigkeitsinitiative)' 
Eidgenössische Volksinitiative 'Keine 10-Millionen-Schweiz! (Nachhaltigkeitsinitiative)' 

Die Bundesverfassung1 wird wie folgt geändert: 

Art. 73a Nachhaltige Bevölkerungsentwicklung  
1 Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz darf zehn Millionen Menschen vor dem 
Jahr 2050 nicht überschreiten. Ab 2050 kann der Bundesrat den Grenzwert jährlich 
durch Verordnung um den Geburtenüberschuss anpassen. Der Bund stellt sicher, dass 
der Grenzwert eingehalten wird. 
2 Bund und Kantone treffen im Rahmen ihrer Zuständigkeiten Massnahmen für eine 
nachhaltige Bevölkerungsentwicklung, insbesondere zum Schutz der Umwelt und im 
Interesse der dauerhaften Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen, der 
Leistungsfähigkeit der Infrastrukturen, der Gesundheitsversorgung und der 
schweizerischen Sozialversicherungen. 
3 Die ständige Wohnbevölkerung umfasst alle schweizerischen Staatsangehörigen mit 
einem Hauptwohnsitz in der Schweiz sowie alle ausländischen Staatsangehörigen mit 
einem Aufenthaltstitel für mindestens zwölf Monate oder mit einer Aufenthaltsdauer in 
der Schweiz von mindestens zwölf Monaten. 
 
Art. 197 Ziff. 152 
15. Übergangsbestimmungen zu Art. 73a (Nachhaltige Bevölkerungsentwicklung) 
1 Überschreitet die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz vor dem Jahr 2050 
neuneinhalb Millionen Menschen, so treffen der Bundesrat und die Bundesversammlung 
im Rahmen ihrer Zuständigkeiten Massnahmen im Hinblick auf die Einhaltung des 
Grenzwertes gemäss Artikel 73a Absatz 1, insbesondere im Asylbereich und beim 
Familiennachzug. Der Bundesrat unterbreitet der Bundesversammlung einen 
entsprechenden Gesetzesentwurf. Ab dem Zeitpunkt der Überschreitung erhalten 
vorläufig Aufgenommene keine Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilligung, kein 
Schweizer Bürgerrecht und kein anderweitiges Bleiberecht. Vorbehalten sind die 
zwingenden Bestimmungen des Völkerrechts. Der Bundesrat strebt ausserdem im 
Hinblick auf die Einhaltung des Grenzwertes gemäss Artikel 73a Absatz 1 die 
Neuverhandlung bevölkerungswachstumstreibender internationaler Übereinkommen, 
seien sie rechtsverbindlich oder nicht, oder die Aushandlung von Ausnahme- oder 
Schutzklauseln an. Sehen Übereinkommen solche Klauseln vor, so ruft der Bundesrat 
sie an. 
2 Überschreitet die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz den Grenzwert gemäss 
Artikel 73a Absatz 1, so treffen der Bundesrat und die Bundesversammlung alle ihnen 
zur Verfügung stehenden Massnahmen zur Einhaltung des Grenzwertes. Absatz 1 gilt 
entsprechend. Jedoch sind internationale Übereinkommen im Sinn von Absatz 1 auf den 
nächstmöglichen Termin zu kündigen, insbesondere der Globale Pakt vom 19. 
Dezember 2018 für eine sichere, geordnete und reguläre Migration (UNO-
Migrationspakt), falls die Schweiz diesen unterzeichnet hat. Ist der Grenzwert gemäss 
Artikel 73a Absatz 1 nach Ablauf von zwei Jahren seit seiner erstmaligen Überschreitung 
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noch nicht wieder eingehalten und konnten bis dahin keine Ausnahme- oder 
Schutzklauseln ausgehandelt oder angerufen werden, mit denen die Einhaltung des 
Grenzwertes gemäss Artikel 73a Absatz 1 erreicht wird, so ist auch das Abkommen vom 
21. Juni 19993 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft einerseits und der 
Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits über die 
Freizügigkeit (Personenfreizügigkeitsabkommen) auf den nächstmöglichen Termin zu 
kündigen. 
3 Der Bundesrat erlässt die Ausführungsbestimmungen in Form einer Verordnung 
innerhalb eines Jahres nach Annahme von Artikel 73a durch Volk und Stände. Die 
Verordnung gilt bis zum Inkrafttreten der von der Bundesversammlung erlassenen 
Ausführungsbestimmungen. 

1 SR 101 

2 Die endgültige Ziffer dieser Übergangs-bestimmungen wird nach der 
Volksabstim¬mung von der Bundeskanzlei festgelegt.  

3 SR 0.142.112.681 

 


